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VORWORT 

Wider die Erwartung haben die Kommunen im Jahr 

2022 bundesweit und im Ruhrgebiet im besonderen 

Maße die fortdauernde und durch den russischen An-

griffskrieg auf die Ukraine nochmals verstärkte Krise 

zumindest fiskalisch gut verkraftet. Der kamerale 

Überschuss an Ruhr und Emscher fiel mit 135 Euro je 

Einwohner:in (693 Mio. Euro) fast doppelt so hoch aus 

wie in den Kommunen der westdeutschen Flächen-

länder ohne Nordrhein-Westfalen (73 Euro/Ew.).  

Der Überschuss wurde im Ruhrgebiet zum weiteren 

Abbau der Liquiditätskredite genutzt (158 Euro/Ew.). 

Gleichzeitig wurden mehr Investitionskredite aufge-

nommen (59 Euro/Ew.) und die Investitionstätigkeit 

ausgeweitet. Damit ist festzustellen: Die Ruhrgebiets-

kommunen haben ihren Weg der Konsolidierung auch 

im dritten Krisenjahr seit 2020 in einem sehr schwieri-

gen Umfeld erfolgreich fortgesetzt.  

Der Blick auf die Aufgabenerfüllung und die Abgaben-

last führen jedoch zu einer umfassenderen Bewer-

tung. Die Konsolidierung wurde durch deutlich über-

durchschnittliche Steuern und Abgaben – Stichwort 

„Hochsteuerregion“ – und einen erheblichen Investiti-

onsverzicht in der Vergangenheit teuer „erkauft“. Und 

trotz verstärkter Investitionstätigkeit: das Niveau bleibt 

zu niedrig und die Zuwächse werden von der Inflation 

aufgezehrt. Zudem belastet das Altschuldenproblem 

weiterhin die kommunalen Haushalte in der Region 

und wird durch die in 2023 eingetretene Zinswende 

auch wieder zu einer realen fiskalischen Belastung: 

die Zinsausgaben steigen wieder.  

Und auch in anderer Hinsicht stimmt der kamerale 

Überschuss nachdenklich. In operativer Hinsicht 

konnten Aufgaben nicht erfüllt und Investitionen nicht 

getätigt werden, weil Personalmangel und Lieferprob-

leme als Engpassfaktor wirkten. Zudem wurde ein un-

gewöhnlich großer Teil der Überschüsse als Auslei-

hungen, d. h. als Kredit, an kommunale Unternehmen 

vergeben und diente vermutlich der Stabilisierung der 

Stadtwerke, die angesichts der Energiepreissteige-

rungen in Folge des Ukrainekrieges Probleme beka-

men. 

Der 28. Finanzbericht Metropole Ruhr1 belegt somit 

zum einen eine erfolgreiche Konsolidierungspolitik 

der Ruhrgebietskommunen, zeigt aber zum anderen 

auch erhebliche Investitions- und Instandhaltungsde-

fizite sowie eine Steuerbelastung, die Wirtschaft und 

Bürger belasten und im interregionalen Wettbewerb 

als Standortnachteil wirken.  

 
1 Die finanzwirtschaftliche Berichterstattung erfolgt im Rahmen 

der Raumbeobachtung und Strukturberichterstattung für das 

Ruhrgebiet gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 5 RVRG – Gesetz über den 

Regionalverband Ruhr vom 03.02.2004 (GV. NRW, S. 96) zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV.NRW. S. 490).  

Zu den aktuellen Herausforderungen zählen insbe-

sondere der durch die stark angewachsene Zuwande-

rung aus der Ukraine und den arabischen und afrika-

nischen Krisenregionen verursachte Bedarf an Unter-

bringungsmöglichkeiten, Versorgung und Integration. 

Dies hat die Einwohnerzahl im Ruhrgebiet im Jahr 

2022 um 34 333 Personen erhöht. Dies eröffnet auch 

die Chance, die demographische Lücke in Deutsch-

land zu verringern, was notwendig ist, um auch die 

Sozialsysteme finanzierbar zu halten. Die Integrati-

onsaufgabe wird aber von den Kommunen nur bei ei-

ner verbesserten Finanzausstattung erfolgreich um-

gesetzt werden können. 

Im Klartext: Die weitere Übertragung von Aufgaben 

auf die Kommunen erfordert mehr Geld. Ob Ausbau 

der Kinderbetreuung oder Anpassung an den Klima-

wandel: Die wachsende Aufgabenfülle übersteigt 

nicht nur die Finanzbudgets der finanzschwachen 

Kommunen.  

Die nordrhein-westfälische Landesregierung ist hier 

als erste Ansprechpartnerin der Kommunen gefordert. 

Die Altschuldenlösung ist zügig auf den Weg zu brin-

gen und braucht auch einen echten Landesbeitrag, 

damit der Bund mit einsteigen kann. Ferner ist das Vo-

lumen des kommunalen Finanzausgleichs durch eine 

Anhebung der Verbundquote zu stärken. Mehr Aufga-

ben erfordern eine breitere Finanzbasis. Der Bund 

muss unter anderem seine Mitfinanzierung an den 

den Kommunen übertragenen Sozialleistungen erhö-

hen. Beispielsweise ist der 5-Milliarden-Euro-Festbe-

trag aus dem Jahr 2018 an die Inflation anzupassen 

und künftig zu dynamisieren. Geringere Sozialkosten 

können dann investive Spielräume eröffnen. 

Der vorliegende Kernbericht wird durch einen separa-

ten statistischen Tabellenband ergänzt, der die Kom-

munalfinanzen in einer großen Tiefe dokumentiert. An 

dieser Stelle sei nicht versäumt, den Mitarbeitenden 

von IT.NRW und des Statistischen Bundesamtes für 

die gute Zusammenarbeit zu danken.2 

 

Essen,  

im Dezember 2023 Karola Geiß-Netthöfel 

 Markus Schlüter 

2 Frau Schwirling, Herrn Kirstein (IT.NRW Information und Tech-

nik Nordrhein-Westfalen), Frau Vogel, Frau Putz und Frau Ben-

der (Statistisches Bundesamt). 



4 

Inhaltsverzeichnis 

Vorwort       3 

Verzeichnis der Abbildungen       4 

Verzeichnis der Tabellen       4 

 

1 Gesamtlage: Überschüsse in 2022       5 

2 Ein- und Auszahlungen: Änderungen 2021/2022       6 

3 Investitionen: Niedriges Niveau unverändert       7 

4 Sozialausgaben: Weit überproportionale Belastung       8 

5 Steuereinnahmen und Allgemeine Zuweisungen       9 

6 Verschuldung     10 

7 Haushaltsüberschuss 2022 – Warum ein Erfolg so unbefriedigend sein kann   12 

8 2023: Erneut auf dem Weg in die strukturelle Unterfinanzierung – Forderungen an Land und Bund   13 

9 Chancen und ihre Finanzierung   16 

Literaturauswahl     18 

Tabellen   19 

 

 

Verzeichnis der Abbildungen 

Abb. 1: Kommunaler Finanzmittelsaldo 2000 bis 2022       5 

Abb. 2: Kommunaler Finanzmittelsaldo 2022 und im Durchschnitt 2017 bis 2022: Ruhrgebiet im  

Vergleich der Flächenländer      6 

Abb.  3: Strukturkomponenten des Finanzmittelsaldos und seine Verwendung 2022 der Ruhrgebiets-

kommunen      6  

Abb.  4: Primärsaldo und Sozialausgabenbelastung 2022 der Ruhrgebietskommunen im Vergleich      7 

Abb.  5: Entwicklung ausgewählter Komponenten des Finanzmittelsaldos im Ruhrgebiet 2021/2022   7 

Abb. 6: Ein- und Auszahlungen für Investitionen – Niveau 2022 und Veränderung gegenüber dem Vorjahr     8 

Abb. 8:  Auszahlungen für Sozialtransfers netto 2022     9 

Abb. 9: Sozialtransfers sowie Investitionen und anlagebezogene Auszahlungen 2022     10 

Abb. 7: Ein- und Auszahlungen für Sozialtransfers – Niveau 2022 und Veränderung gegenüber  

dem Vorjahr     9 

Abb. 10: Einzahlungen aus Steuern und allgemeinen Zuweisungen – Niveau 2022 und Veränderung 

gegenüber dem Vorjahr     10 

Abb. 11: Entwicklung der Kredite zur Liquiditätssicherung im Ruhrgebiet von 1990 bis 2022     11 

 

 

Verzeichnis der Tabellen 

Tab. 1: Finanzmittelsaldo 2012 bis 2022 und seine Zusammensetzung       20 

Tab. 2: Kommunale Kredite und Auszahlungen für Zinsen im Kernhaushalt 2022       21 

Tab. 3: Kommunale Steuereinnahmen (netto) 2012 bis 2022 und ihre Zusammensetzung       22 

Tab. 4: Gewerbesteuer 2012 bis 2022       23 

Tab. 5: Grundsteuer B 2012 bis 2022       24 

Tab. 6: Auszahlungen für soziale Leistungen 2012 bis 2022 und ihre Zusammensetzung       25 

 

 



5 

1 Gesamtlage: Überschüsse in 2022 

Erneut haben die Kommunen im Ruhrgebiet entgegen 

den ersten Erwartungen zu Beginn des Jahres 2022 

ihre Kernhaushalte3 in der Finanzrechnung mit einem 

kameralen Überschuss4 abschließen können (vgl. 

Tab. 1). Mit 693 Mio. Euro (135 Euro/Ew.) fiel er sogar 

fast dreimal so hoch aus wie im Vorjahr (196,5 %).5 

Hinter dem regionalen Gesamtwert ist allerdings zu 

erkennen, dass eine der elf kreisfreien Städte und 15 

der 42 kreisangehörigen Gemeinden Fehlbeträge von 

zusammen -186 Mio. Euro verbuchen mussten. Dem 

standen in den übrigen 37 Städten und Gemeinden 

Überschüsse von 859 Mio. Euro gegenüber. Im Ver-

gleich zu 2021 hatte sich die Zahl der Gemeinden mit 

Defiziten um fünf reduziert und der Fehlbetrag fiel um 

54 Mio. Euro geringer aus. Zwei der vier Kreise ver-

zeichnete ein Defizit von zusammen 29 Mio. Euro; der 

Überschuss der beiden anderen betrug 50 Mio. Euro. 

Der Regionalverband Ruhr verbuchte ein Defizit von 

1 Mio. Euro. 

– Besser als der Durchschnitt – 

Bei kameraler Betrachtung sind die Ruhrgebietskom-

munen auch im dritten Jahr gut durch die Krise ge-

kommen (vgl. Abb. 1). 2022, und auch im Durchschnitt 

 
3 Überschuss (analog Defizit oder Fehlbetrag) bezeichnet hier 

den positiven Finanzmittelsaldo der kommunalen Finanzrech-

nung. Aufgrund der etwas anderen Abgrenzung des Finanzmit-

telsaldos gegenüber dem Finanzierungssaldo ergeben sich – in 

der Regel – leichte Abweichungen zu anderen Veröffentlichun-

gen, z. B. DEUTSCHER STÄDTETAG. (2023): Stadtfinanzen 

2023. Schlaglichter des Deutschen Städtetags. Berlin u. Köln, S. 

7 f. (= Beiträge des Deutschen Städtetags zur Stadtpolitik, Bd. 

120).  

der Jahre 2017 bis 2022, fällt das Gesamtergebnis so-

gar besser aus als im bundesweiten Durchschnitt (vgl. 

Abb. 2). Die deutschen Kommunen erreichten im Jahr 

2022 in den Kernhaushalten durchschnittlich „nur“ ei-

nen Überschuss von 54 Euro je Einwohner:in (4,2 

Mrd. Euro). In der Nähe des Bundesdurchschnitts la-

gen jedoch nur die bayerischen Kommunen. Im Minus 

befanden sich die in Brandenburg, Sachsen und 

Sachsen-Anhalt (bis rd. -48 Euro/Ew.). Dagegen ha-

ben die Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern und 

Rheinland-Pfalz hohe Überschüsse von bis zu 257 

Euro je Einwohner:in erzielen können. In den rhein-

land-pfälzischen Gemeinden und Gemeindeverbän-

den dürfte noch einmal der „BioNTech-Effekt“ gewirkt 

haben. 

– Kassenkredite  

behindern den weiteren Strukturwandel – 

Der Überschuss wurde zur Tilgung von Liquiditätskre-

diten genutzt. Sie nahmen um 683 Mio. Euro ab (-5,4; 

vgl. Abb. 3 u. Tab. 2). Aber auch dabei zeigen sich 

Unterschiede: 43 der 53 Ruhrgebietsstädte tilgten Li-

quiditätskredite im Umfang von 765 Mio. Euro. In sie-

ben Städten wurden hingegen 83 Mio. Euro neue Li-

quiditätskredite aufgenommen. Drei Gemeinden blie-

ben auf dem Niveau von Null Euro. Insgesamt sank 

die Kreditlast seit ihrem Höhepunkt 2016 um 3,6 Mrd. 

Euro bzw. -23,2 % (vgl. 

Abb. 11). Es warten jedoch 

noch 11,9 Mrd. Euro Liqui-

ditätskredite auf die Til-

gung. Zugleich sind die In-

vestitionskredite im Jahr 

2022 um 394 Mio. Euro auf 

9,0 Mrd. Euro angewach-

sen. Der Zuwachs seit 

2016 beträgt 1,1 Mio. Euro. 

Die notwendige Tilgung 

der Altlasten verhindert da-

mit, dass mehr Investitio-

nen aus eigener Kraft fi-

nanziert werden können. 

Investitionsverzicht war so-

mit eine der zentralen Vo-

raussetzungen für den 

Haushaltsausgleich und 

die Tilgung von Altschul-

den. 

4 Nicht betrachtet werden Extrahaushalte sowie kommunale Un-

ternehmen, Fonds und Einrichtungen.  

5 Die Tabellen stehen am Ende des Berichtes.  

Die Daten für das Jahr 2022 basieren auf der Kassenstatistik. 

Sie sind als vorläufig zu betrachten. Mit der Erstellung der Jah-

resabschlüsse können sich noch Änderungen ergeben. Für das 

Jahr 2021 reduzierte sich der zunächst festgestellte Überschuss 

von 376 Mio. Euro auf 234 Mio. Euro. 

Abbildung 1: 

Kommunaler Finanzmittelsaldo 2000 bis 2022 im Ruhrgebiet im inter-

regionalen Vergleich* in Euro je Einwohner:in 

 

* Länder einschl. höherer Kommunalverbände. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW und DESTATIS. 
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Ausleihungen in 2022 mit besonderem Gewicht 

Im Jahr 2022 haben Ausleihungen und Darlehn einen 

besonders hohen Einfluss auf den Finanzmittelsaldo 

genommen. Rückflüsse und Gewährung dieser Fi-

nanzmittel sind eine weitere Form des Kreditwesens 

und erfolgen vor allem im Kontext verbundener Unter-

nehmen der Kommunen. Sie sind im Gegensatz zur 

Berechnung des Finanzierungssaldos durch das Sta-

tistische Bundesamt hier ausgeschlossen, weil sie – 

wie andere Kredite auch – nicht ergebniswirksam 

sind.  

Bundesweit wurden von den Kommunen Ausleihun-

gen im Umfang von 3,8 Mrd. Euro gewährt, während 

gleichzeitig nur 2,2 Mrd. Euro zurückflossen. Die Dif-

ferenz in Höhe von 1,6 Mrd. Euro verbessert damit 

den Finanzmittelsaldo gegenüber dem Finanzie-

rungssaldo (20 Euro/Ew). Im Ruhrgebiet wurden 188 

Mio. Euro mehr Ausleihungen und Darlehn gewährt 

als zurückgeflossen sind. Diese Mehrauszahlungen 

(37 Euro/Ew.) belasten den Finanzmittelsaldo nicht 

(vgl. Abb. 3). Dies gilt es im Jahr 2022 zu beachten, 

denn in der Regel fallen die Unterschiede zwischen 

 
6 Vgl. zur Berechnung der Nettosozialausgaben sowie der Mehr-

ausgaben im Ruhrgebiet die Tabelle D21 im statistischen Tabel-

lenband. Für die Berechnung dieses Wertes wurden auch die 

beiden Kennzahlen des Haushaltsabschlusses deut-

lich geringer aus.  

Primärsaldo durch Sozialausgaben belastet  

Aber nicht nur die Tilgungsnotwendigkeit – und in 

2022 auch die Ausleihungen und Darlehn – belastet 

im Ruhrgebiet die Investitionstätigkeit. Da das Finanz-

volumen, das nach Abzug der Ein- und Auszahlungen 

für die laufende Verwaltungstätigkeit übrigbleibt – der 

Primärsaldo –, im Vergleich zum westdeutschen 

Durchschnitt ohne Nordrhein-Westfalen um 40 % ge-

ringer ausfällt (294 zu 485 Euro/Ew.), stehen auch 

deutlich weniger Finanzmittel für Investitionen zur 

Verfügung (vgl. Abb. 3).  

Der geringere Primärsaldo ist wiederum das Resultat 

einer überdurchschnittlichen Belastung der Ruhrge-

bietskommunen mit Sozialausgaben. Im Vergleich 

zum westdeutschen Durchschnitt ohne Nordrhein-

Westfalen werden hier nach Abzug der direkten Ent-

lastungen im Sozialbereich noch 319 Euro je Einwoh-

ner:in mehr verausgabt.6 Auch im übrigen Nordrhein-

Westfalen liegt die Nettobelastung noch um 142 Euro 

Bundesbeteiligung bei der Grundsicherung im Alter und bei Er-

werbsminderung sowie die Entlastung über den Gemeindeanteil 

an der Umsatzsteuer einbezogen. 

Abbildung 2: 

Kommunaler Finanzmittelsaldo 2022 und im 

Durchschnitt 2017 bis 2022 – Ruhrgebiet und im 

Vergleich der Flächenländer  

in Euro je Einwohner:in 

 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW 

und DESTATIS. 

Abbildung 3: 

Strukturkomponenten des Finanzmittelsaldos und 

seine Verwendung 2022 der Ruhrgebiets-

kommunen im Vergleich  

in Euro je Einwohner:in 

 

* Einschließlich letzter Finanzmittel aus dem Stärkungspakt 

Stadtfinanzen. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW 

und DESTATIS. 
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je Einwohner:in darüber (vgl. Abb. 4). Dies erklärt aber 

nicht nur die geringe Investitionstätigkeit im Ruhrge-

biet am deutlichsten. Es weist auch auf die Beschrän-

kung der Erfüllung für andere kommunale 

Aufgaben hin. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass durch die 

weit überdurchschnittlichen Hebesätze bei 

der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer 

die lokalen Steuereinnahmen hoch ausfallen 

„müssen“ (203 Euro/Ew.), um die Mehrbelas-

tungen aufzufangen (vgl. Abb. 4). Für die Ver-

besserung der Standortattraktivität für die An-

siedlung und Expansion von Unternehmen 

und zur Vermeidung von Anreizen zur Ab-

wanderung, wäre dagegen eine Senkung der 

Hebesätze notwendig. Dies gilt insbesondere 

in Bezug auf die Etablierung von Steueroasen 

in der direkten räumlichen Nachbarschaft. 

 

2 Ein- und Auszahlungen: 

Änderungen 2021/2022  

Die Erhöhung des Finanzmittelsaldos im 

Ruhrgebiet um 459 Mio. Euro basiert darauf, 

dass die Einzahlungen um 6,6 % überdurch-

schnittlich stark gewachsen sind, während die 

Auszahlungen „nur“ um 4,4 % zugenommen 

haben. Auf der Ausgabenseite sind damit in-

flationsbedingte Ausgabenzuwächse noch 

nicht angekommen. Insbesondere die Tarif-

steigerungen im Personalbereich werden erst 

2023 wirksam. 

Der deutliche Einnahmenzuwachs im dritten 

Krisenjahr ist zumindest ungewöhnlich. Die 

Steuereinnahmen sind um 532 Mio. Euro ge-

stiegen (7,8 %). Zugleich haben auch die Zuweisun-

gen von Bund und Land für laufende Zwecke einen 

Anstieg um 480 Mio. Euro erfahren (18,8 %) (vgl. Abb. 

5). Schlüsselzuweisungen, sonstige allgemeine Zu-

weisungen und auch wieder die Gebühren steigen 

weiter an. Hingegen waren die Investitionszuweisun-

gen im Ruhrgebiet rückläufig.  

Auf der Ausgabenseite dominiert der Zuwachs der 

Auszahlungen für Zuweisungen und Kostenerstattun-

gen an Dritte mit 313 Mio. Euro (8,6 %). Dies dürfte 

unter anderem auf dem weiteren Ausbau der Kinder-

betreuung aber auch für die Flüchtlingsunterbringung 

zurückzuführen sein. Gestiegen sind ferner die Sozi-

alausgaben um 231 Mio. Euro (5,0 %). Der Zuwachs 

an Investitionen ist mit 106 Mio. Euro trotz geringerer 

Investitionszuweisungen von Bund und Land wieder 

deutlich. Entlastend wirken im Jahr 2022 trotz der 

Zinswende nochmals sinkende Zinsausgaben bei ei-

ner leichten Abnahme der Verschuldung (vgl. Tab. 2). 

Das niedrige Zinsniveau wirkt hier noch fort. Erst ab 

2023 dürfte sich das ändern.  

 

Abbildung 4: 

Primärsaldo und Sozialausgabenbelastung 2022 

der Ruhrgebietskommunen im Vergleich  

in Euro je Einwohner:in  

 

*  Modellrechnung 

** Getrennt berechnet für kreisfreie u. kreisangehörige Ge-

meinden. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW 

und DESTATIS. 

Abbildung 5: 

Entwicklung ausgewählter Komponenten des 

Finanzmittelsaldos im Ruhrgebiet 2021/2022 

in Mio. Euro 

 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW. 
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*   Modellrechnung.
**  Getrennt berechnet für kreisfreie u. kreisangeh. Gemeinden.
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3 Investitionen:  

Unverändert niedriges Niveau7 

Die Finanzierung von Investitionen erfolgt, sofern da-

für nicht auch Kredite aufgenommen werden (s. Ab-

schnitt 6), hauptsächlich aus Überschüssen des Pri-

märsaldos, d. h. aus dem, was übrigbleibt, wenn die 

Ausgaben der laufenden Verwaltung durch die laufen-

den Einzahlungen beglichen wurden. Dazu kommen 

noch Investitionszuweisungen, insbesondere solche 

von Bund und Land. Im Ruhrgebiet wies der Primär-

saldo 2022 je Einwohner:in einen Überschuss von 294 

Euro auf. Jenseits der Tilgung wird ein Anteil von 

28,2 % zur Eigenfinanzierung von Investitionen und 

von 26,5 % für Zukäufe von Anlagevermögen genutzt 

(vgl. Abb. 3). Selbst wenn der verbleibende Finanz-

mittelüberschuss (135 Euro/Ew.) vollständig zur Ei-

genfinanzierung von Investitionen hätte verwendet 

werden können, so hätten die Ruhrgebietskommunen 

damit aber nur 69,8 % der Eigenfinanzierungskraft er-

langt, die von den Kommunen im Durchschnitt der 

westdeutschen Flächenländer ohne Nordrhein-West-

falen erreicht wird (312 Euro/ Ew.).  

Der Saldo der Investitionstätigkeit, der den Zuschuss 

aus dem Primärsaldo abbildet, ergibt sich 2022 im 

Ruhrgebiet aus Investitionsauszahlungen in Höhe von 

271 Euro je Einwohner:in, denen direkte Einzahlun-

gen, vor allem aus Investitionszuweisungen, von 188 

Euro gegenüberstehen (vgl. Abb. 6). Im Durchschnitt 

der westdeutschen Länder ohne Nordrhein-Westfalen 

sind die Auszahlungen um 56,7 % höher (425 Euro/ 

Ew.), während die direkten Einzahlungen (166 Euro/ 

 
7 Weitergehende Daten zur Investitionstätigkeit sind im Abschnitt 

E des statistischen Tabellenbandes enthalten. 

8 Weitergehende Daten zu den Finanzen im Sozialbereich sowie 

zu Empfängern von sozialen Leistungen sind im Abschnitt D des 

statistischen Tabellenbandes enthalten. 

Ew.) sogar um 13,8 % geringer ausfallen. Der Unter-

schied in der Eigenfinanzierungskraft bedeutet für die 

Ruhrgebietskommunen über die Jahre einen immer 

größer werdenden Investitionsrückstand gegenüber 

anderen deutschen Regionen. Im mittelfristigen 

Durchschnitt (2017-2022) wurde im Ruhrgebiet ein 

Betrag von 1,1 Mrd. Euro jährlich weniger investiert!  

Der Rückstand hat sich im Krisenjahr 2022 etwas ver-

größert. Im Ruhrgebiet wachsen die Investitionsaus-

zahlungen Pro-Kopf um 18,9 Euro an, während sie 

außerhalb Nordrhein-Westfalens in den westdeut-

schen Kommunen um 24,2 Euro ansteigen. Hier 

macht sich für das Ruhrgebiet der Verlust von direk-

ten Einzahlungen bemerkbar (-7,9 zu 7,7 Euro/Ew.; 

vgl. Abb. 6). Die Entwicklung im Mittelrheingebiet ist 

deutlich positiver. Beide nordrhein-westfälischen Bal-

lungsräume bleiben aber in der Investitionstätigkeit 

hinter dem übrigen Nordrhein-Westfalen zurück. Bei 

den Vermögenstransfers, die eng mit den Investitio-

nen verflochten sind, z. B. Grundstückstransaktionen 

zur Stadtentwicklung oder Investitionen in Unterneh-

men und Betrieben, fällt der Rückstand der Ruhrge-

bietskommunen im Saldo der Zu- und Verkäufe gerin-

ger aus (vgl. Abb. 3). Allerdings beträgt der Unter-

schied bei den Zukäufen gegenüber dem westdeut-

schen Mittel ohne Nordrhein.-Westfalen 61 Euro je 

Einwohner:in (101 zu 162 Euro/Ew.).  

 

4 Sozialausgaben: Weit 

überproportionale Belastung8  

Die Nettoausgaben für soziale Transferleistungen9 im 

Ruhrgebiet betragen 881 Euro je Einwohner:in.10 Im 

9 Vgl. Fußnote 6. Nicht berücksichtigt sind sonstige Kostenerstat-

tung für den Sozialbereich, z. B. für Auszahlungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz. 

10 Die sozialverursachten Ein- und Auszahlungen der beiden nord-

rhein-westfälischen Landschaftsverbände (12 bzw. 314 Euro/ 

Ew.; vgl. Tab. D21 im statistischen Tabellenband) wurden für 

diesen Vergleich auf die sie finanzierenden Kommunen nach 

Abbildung 6: 

Ein- und Auszahlungen für Investitionen – Niveau 2022 und Veränderung gegenüber dem Vorjahr  

in Euro je Einwohner:in 

         Änderung 2021/2022                                       Niveau 2022 

                       

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW und DESTATIS. 
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Quelle: Angaben von IT.NRW u. DESTATIS, eigene Berechnungen.
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Quelle: Angaben von IT.NRW u. DESTATIS, eigene Berechnungen.
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Vergleich zum Durchschnitt der anderen westdeut-

schen Flächenländer fallen sie um 319 Euro je Ein-

wohner:in höher aus (Mehrausgaben; vgl. Abb. 3). Sie 

beanspruchen 34,8 % der allgemeinen Deckungsmit-

tel (Absorptionsquote). Ausgangspunkt sind Brutto-

ausgaben je Einwohner:in in Höhe von 1 299 Euro, 

denen hier erfasste Finanzierungsbeteiligungen und 

Kostenerstattungen von 258 Euro gegenüberstehen. 

Die Differenz zum Durchschnitt der westdeutschen 

Flächenländer ohne Nordrhein-Westfalen (562 

Euro/Ew.; vgl. Abb. 8) bedeutet eine absolute Mehr-

belastung in Höhe von 1,64 Mrd. Euro. Die in den letz-

ten 10 Jahren erfolgten Entlastungen aller Kommunen 

bei den Sozialausgaben haben damit an den Dispari-

täten unter ihnen nur wenig geändert.  

 

Abbildung 8: 

Auszahlungen für Sozialtransfers netto* 2022  

in Euro je Einwohner:in 

 

* Nettoausgaben der Gemeinden und Kreise einschließlich 

der anhand der Finanzkraft der Gemeinden umgelegten 

Beiträge der Landschaftsverbände. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW 

und DESTATIS. 

 
der Finanzkraft umgelegt. Die Landschaftsverbände nehmen die 

Aufgaben des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe wahr.  

Im direkten Vergleich von Investitionen und Sozial-

ausgaben wird das komplementäre Verhältnis zwi-

schen beiden sichtbar (vgl. Abb. 9). Höhere Sozial-

ausgaben reduzieren den finanziellen Spielraum für 

Investitionen, aber auch für Aufwendungen für Unter-

haltungsmaßnahmen oder das Mieten von Anlagegü-

tern als Substitut für eigene Investitionen. Unter Be-

rücksichtigung der verminderten Steuerkraft in Kom-

munen mit ausgeprägten sozialen Problemlagen und 

der bei steigenden Disparitäten sinkenden Aus-

gleichskraft kommunaler Finanzausgleichssysteme 

entsteht folglich eine Schieflage. Der Mehraufwand 

für soziale Leistungen gegenüber dem Durchschnitt 

der westdeutschen Flächenländer bedeutet, dass 

über eine Milliarde Euro in der Region nicht für Inves-

titionen, bessere Leistungen oder eine Verringerung 

der Realsteuerhebesätze zur Verfügung stehen – und 

auch nicht zur Tilgung der Liquiditätskredite einge-

setzt werden können. Insofern werden im Ruhrgebiet 

die Investitionen von zwei Seiten in die „Zange“ ge-

nommen: durch die Tilgungsverpflichtung und die 

überproportionalen Sozialausgaben. 

– Überdurchschnittlich steigende  

Sozialausgaben – 

Die Auszahlungen für soziale Transferleistungen –- 

ohne Landschaftsverbände – haben 2021 (2022?) ge-

genüber dem Vorjahr im Ruhrgebiet erneut überpro-

portional zugenommen. Der Zuwachs um 38,4 Euro je 

Einwohner:in fällt um ein Viertel stärker als im Durch-

schnitt der westdeutschen Flächenländer ohne Nord-

rhein-Westfalen (30,3 Euro/Ew.; vgl. Abb. 7). Prozen-

tual ist er aber etwas geringer: 5,0 % zu 5,2 %. Der 

Prozentuale Vergleich verschleiert somit die Wirkung 

881

785

635

562

513

 Ruhrgebiet

 Mittelrheingebiet

 übr. Nordrhein-Westfalen

 westdt. FL oh. NRW

 ostdt. Flächenländer

Netto-Sozialausgaben der Gemeinden 
und Kreise einschließlich der anhand 
der Finanzkraft umgelegten Beträge 

der Landschaftsverbände 2022 Euro je 
Einwohner:in

Abbildung 7: 

Ein- und Auszahlungen* für Sozialtransfers – Niveau 2022 und Veränderung gegenüber dem Vorjahr  

in Euro je Einwohner:in ** 

              Änderung 2021/2022                                 Niveau 2022 

                 

* Einzahlungen ohne Bundesbeteiligung an der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung etc. 

** Länderebene einschl. höherer Kommunalverbände. Den nordrhein-westfälischen Gemeinden müssen die Einnahmen bzw. Aus-

gaben der Landschaftsverbände (12 bzw. 323 Euro/Ew.) hinzugerechnet werden, um mit den Länderdurchschnitten vergleichbar 

zu sein. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW und DESTATIS. 
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des höheren Basiswertes. Insgesamt entwickeln sich 

die Sozialausgaben dynamischer als die Gesamtaus-

gaben (4,4 %). 

Den höheren Auszahlungen stand in Nordrhein-West-

falen ein Rückgang der direkten Einzahlungen gegen-

über (vgl. Abb. 7). Die Wirkung des Sozialausgaben-

anstiegs wird dadurch im Ruhrgebiet deutlich ver-

stärkt. Insbesondere im Vergleich zum übrigen Nord-

rhein-Westfalen hat sich damit die Disparität massiv 

erhöht. 

 

 
11 Aus der Summe der allgemeinen Deckungsmittel sind die Um-

lagen an die Länder herausgerechnet. Damit wir insbesondere 

5 Steuereinnahmen und allgemeine 

Zuweisungen 

2022 hat sich der Zuwachs an Steuereinnahmen für 

die Kommunen im Ruhrgebiet fortgesetzt (vgl. Abb. 

5). Im regionalen Vergleich sind sie zumindest inner-

halb Nordrhein-Westfalens überdurchschnittlich ge-

wachsen (94 Euro/Ew.). Zugleich haben auch die all-

gemeinen Zuweisungen deutlich stärker als in ande-

ren Regionen zugenommen (vgl. Abb. 10). Die allge-

meinen Deckungsmittel11 sind damit im Ruhrgebiet 

mit 7,5 % etwas stärker als im Durchschnitt der west-

deutschen Flächenländern ohne Nordrhein-Westfalen 

(7,2 %) angestiegen. 

Damit hat die Disparität bei den Steuereinnahmen ge-

genüber dem vergleichbaren Ballungsraum Mittel-

rhein um -24,6 % abgenommen. Im Vergleich zum 

westdeutschen Durchschnitt ohne Nordrhein-Westfa-

len beträgt sie -16,4 %. Diese Lücke wird durch die 

allgemeinen Zuweisungen kompensiert. Sie fallen im 

Ruhrgebiet doppelt so hoch aus wie im Mittelrheinge-

biet. Gegenüber den übrigen westdeutschen Kommu-

nen fallen die Zuweisungen um 53,5 % höher aus. Da-

mit wird aber nicht nur die Steuerschwäche der Ruhr-

gebietskommunen ausgeglichen. Auch die höhere 

Belastung mit Sozialausgaben wird im Steuerkraft-

Bedarfsausgleich des kommunalen Finanzausgleichs 

berücksichtigt.  

Das unterdurchschnittliche Niveau der Steuereinnah-

men im Ruhrgebiet ist die Folge der vergleichsweise 

geringen Wirtschaftskraft der Region. Die Bemes-

sungsgrundlage der Gewerbesteuer liegt um 42,1 % 

unter dem Durchschnitt (vgl. Tab. 4). Während die Ar-

beitslosigkeit überdurchschnittlich ausfällt, ist die Er-

werbstätigendichte deutlich unterdurchschnittlich. 

der Effekt der baden-württembergischen Finanzausgleichsum-

lage berücksichtigt. 

Abbildung 9: 

Sozialtransfers* sowie Investitionen und anlage-

bezogene Auszahlungen 2022 

in Euro je Einwohner:in 

 

* Nettoausgaben der Gemeinden und Kreise einschließlich 

der anhand der Finanzkraft der Gemeinden umgelegten 

Beiträge der Landschaftsverbände. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW 

und DESTATIS. 

Abbildung 10: 

Einzahlungen aus Steuern und allgemeinen Zuweisungen – Niveau 2022 und Veränderung gegenüber dem 

Vorjahr 

in Euro je Einwohner:in 

              Änderung 2021/2022                                 Niveau 2022 

                

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW und DESTATIS. 
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Auch bei der Grundsteuer B spiegelt sich diese Prob-

lematik wider. Hier liegt die Bemessungsgrundlage 

um 14,5 % unter dem westdeutschen Vergleichswert 

ohne Nordrhein-Westfalen (vgl. Tab. 5).  

Zum Ausgleich der wirtschaftskraftbedingt fehlenden 

Einnahmen haben die Ruhrgebietskommunen die He-

besätze der Gewerbesteuer und der Grundsteuer B 

stark angehoben. Bei der Gewerbesteuer liegt die Re-

gion um 29,4 % über dem Durchschnitt der westdeut-

schen Flächenländer ohne Nordrhein-Westfalen; bei 

der Grundsteuer B beträgt die Disparität sogar 65,9 % 

(vgl. Tab. 3). Dies trägt mit zum etwas überdurch-

schnittlichen Aufkommen der allgemeinen Deckungs-

mittel im Ruhrgebiet bei. Es macht das Ruhrgebiet 

aber auch zu der Hochsteuerregion in Deutschland – 

eine Situation, die mittel- und langfristig die Standort-

attraktivität für Unternehmen beeinträchtigt und des-

halb zurückgeführt werden muss. 

 

6 Verschuldung12 

Die Verschuldung weist unter zwei Aspekten eine 

hohe Brisanz für die Kommunen auf. Zum einen geht 

 
12 Weitergehende Daten zur Verschuldung der Kommunen im 

Kernhaushalt sind im Abschnitt D des statistischen Tabellen-

bandes enthalten. 

es um die Frage, in welchem Verhältnis die Verschul-

dung zur Leistungsfähigkeit der Kommunen steht. Da-

mit ist die Tilgungsfähigkeit angesprochen. Die zweite 

Frage betrifft die Kosten der Verschuldung, d. h. wel-

che Belastung des Haushalts resultiert aus den Aus-

gaben für die Zinsen und Kreditbeschaffungskosten. 

Angesichts niedriger Zinsen in den Jahren 2010 bis 

Anfang 2022 war die Zinslast stetig gesunken, obwohl 

die Verschuldung bis 2016 noch weiter angestiegen 

war. Die Auszahlungen für Zinsen sind trotz Zins-

wende auch 2022 nochmals gesunken (-11,1 %). Der 

Finanzsaldo, der aus Zinsausgaben und Zinseinnah-

men sowie Einzahlungen aus Dividenden resultiert, 

blieb damit im Ruhrgebiet zum zweiten Mal positiv (2 

Euro/Ew.; vgl. Abb. 3). Angesichts der seit Mitte 2022 

deutlich steigenden Zinssätze werden die Kosten der 

Verschuldung aber künftig wieder steigen und die wei-

tere Konsolidierung der Ruhrgebietskommunen in 

den kommenden Jahren zusehends einschränken.  

Vor diesem Hintergrund ist die wieder steigende Ver-

schuldung der deutschen Kommunen problematisch 

(vgl. Abb. 11). Sie ist bundesweit um 2,9 Mrd. Euro 

auf 124,8 Mrd. Euro gewachsen. Dabei nehmen die 

Abbildung 11: 

Entwicklung der Kredite zur Liquiditätssicherung* im Ruhrgebiet von 1990 bis 2022 (jew. 31.12.) 

 

* Einschließlich der seit 2012 aufgenommenen Anleihen (Wertpapierschulden), die Liquiditätszwecken dienen. Auf Basis der seit 

2017 bekannten Aufteilung zwischen Investitions- und Liquiditätszwecken wurden die Wertpapierschulden auch für die Vorjahre 

aufgeteilt. Da es sich um langfristige Kredite handelt und die Werte seit 2012 vielfach stabil sind, dürfte die Zweckbindung auch 

für die Vorjahre plausibel sein. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW und DESTATIS. 
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Investitionskredite um 5,2 Mrd., Euro zu, während die 

Liquiditätskredite um 2,3 Mrd. Euro sinken (vgl. Tab. 

2).   

Für das Ruhrgebiet von zentraler Bedeutung sind die 

Liquiditätskredite. Mit 11,9 Mrd. Euro bzw. einem An-

teil von 56,8 % dominieren sie die Gesamtverschul-

dung im Kernhaushalt. Gegenüber dem Vorjahr konn-

ten sie von den Kommunen um 5,4 % bzw. 683 Mio. 

Euro reduziert werden. Je Einwohner:in betragen sie 

nunmehr 2 315 Euro, was mehr als dem 10-fachen 

des Durchschnitts in den westdeutschen Flächenlän-

dern ohne Nordrhein-Westfalen entspricht. Trotz ihrer 

ab 2016 einsetzenden Tilgung bleibt sie weiter hoch 

(vgl. Abb. 11). 

Die Investitionskredite der Ruhrgebietskommunen im 

Kernhaushalt haben zwar den geringeren Anteil an 

der Gesamtverschuldung. Das Pro-Kopf-Niveau ist 

mit 1 749 Euro aber ebenfalls überdurchschnittlich. Es 

liegt um 36,8 % über dem kommunalen Durchschnitt 

in den westdeutschen Flächenländern ohne Nord-

rhein-Westfalen. Insofern besteht eine Doppelbelas-

tung, die angesichts der Finanzprobleme in der Re-

gion – unterdurchschnittliche Steuerbasis, hohe He-

besätze, deutlich überdurchschnittliche Belastung mit 

Sozialausgaben – die Tilgungsfähigkeit kritisch er-

scheinen lässt. Das überdurchschnittliche Niveau der 

Investitionskredite steht zudem im Kontrast zur gerin-

gen Investitionstätigkeit in der Region. Es weist auf 

die geringe Eigenfinanzierungskraft der Kommunen 

hin – bzw. auf den Druck, Finanzmittel vordringlich zur 

Tilgung der Liquiditätskredite einzusetzen.  

Die Investitionskredite sind gegenüber dem Vorjahr 

um 4,6 % erhöht worden. Im regionalen Vergleich ist 

das unterdurchschnittlich stark (vgl. Tab. 2). Die hö-

here Verschuldung trägt zwar zur Steigerung der In-

vestitionstätigkeit bei, mit der der Investitionsrück-

stand abgebaut werden kann. Aber diese Finanz-

quelle bleibt begrenzt und verteuert sich angesichts 

steigender Zinsen zunehmend.  

Insgesamt hat die Verschuldung im Ruhrgebiet leicht 

abgenommen: -289 Mio. Euro. Je Einwohner:in ist sie 

mit 4 064 Euro knapp dreimal so hoch wie im Durch-

schnitt der westdeutschen Flächenländer ohne Nord-

rhein-Westfalen (1 450 Euro). Entsprechend höher 

fällt auch die Belastung mit Zinsen aus, wenngleich 

die unterdurchschnittliche Zinsquote von 1,2 % noch 

auf eine vergleichsweise günstige Finanzierung hin-

weist. 

 

 
13 Vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG. (2022): Stadtfinanzen 2022, 

a. a. O., S. 18. 

14 Vgl. FRANKENBERG, D./JUNKERNHEINRICH, M./MICOSATT, 

G. (2023): Entstehung und Abbau struktureller Defizite. Fiskali-

sche Krisenbewältigung am Beispiel des Stärkungspaktes 

Stadtfinanzen. In: Röber, M./Glinka, P./Hesse, M./Rottmann, 

7 Haushaltsüberschuss 2022 – 

Warum ein Erfolg so 

unbefriedigend sein kann 

Im Jahr 2022 ist das vorhergesagte Defizit der deut-

schen Kommunen in Höhe von -5,8 Mrd. Euro13 aus-

geblieben. Insgesamt und auch im Ruhrgebiet wurde 

ein Überschuss erzielt, weil vor allem die Einzahlun-

gen aus kommunalen Steuern die deutlich negativen 

Erwartungen übertroffen haben. Festzuhalten ist, 

dass die Ruhrgebietskommunen damit im Durch-

schnitt der letzten fünf Jahre (2017-2022) ein wesent-

lich besseres kamerales Haushaltsergebnis erzielt 

haben, als die Kommunen bundesweit: 129 zu 79 

Euro je Einwohner:in. Die Überschüsse wurden im 

Ruhrgebiet zum Abbau von Liquiditätskrediten ge-

nutzt. Seit 2016 konnten die Altlasten aus Liquiditäts-

krediten aus eigner Kraft um insgesamt 3,6 Mrd. Euro 

(-23,2 %) reduzierten werden (2022: -683 Mio. Euro). 

Das belegt eine hohe Konsolidierungsleistung. 

Dieser Erfolg darf zurecht „gefeiert“ werden. Die Ziele 

des Stärkungspaktes Stadtfinanzen können insge-

samt als erreicht gelten: Haushaltsausgleich, Stopp 

des Anstieges der Liquiditätskredite (2016) und Ein-

stieg in die Tilgung. Die Verschuldung der Ruhrge-

bietskommunen mit Liquiditätskredite in Höhe von 

11,9 Mrd. Euro liegt – wieder – auf dem Niveau von 

Ende 2010, dem Beginn des Stärkungspaktes Stadt-

finanzen.  

Das erreichte Etappenziel14 bleibt trotzdem unbefrie-

digend, denn die Folgen der Konsolidierungspolitik 

und das Ausbleiben der Altschuldenlösung werden 

immer deutlicher sichtbar:  

• Das Ruhrgebiet hat sich innerhalb Deutschlands 

als Hochsteuerregion verfestigt, was negativ auf 

Wahrnehmung des Standortes wirkt.  

• Das fortwährende Investitionsdefizit hat den Nach-

holbedarf weiter vergrößert. Der Substanzverzehr 

wird trotz der Investitionsförderprogramme immer 

spürbarer. 

• Für die verbleibenden 11,9 Mrd. Euro Altschulden 

steht die Anschlussregelung des Stärkungspaktes 

Stadtfinanzen aus. Angesichts der seit 2023 stei-

genden Zinsen werden die Schulden wieder zu ei-

ner real wirkenden Haushaltsbelastung. In dieser 

Hinsicht war 2022 für die Kommunen im Ruhrge-

biet aber auch im übrigen Nordrhein-Westfalen ein 

verlorenes Jahr. Erneut hat die nordrhein-westfäli-

sche Landesregierung kein Konzept entwickelt, mit 

O./Truger, A. (Hrsg.): Öffentliche Finanzen und Öffentliche Leis-

tungen im Kontext von Fiskalföderalismus, Kommunalfinanzen 

und Öffentlicher Wirtschaft. Festschrift für Thomas Lenk zum 

65. Geburtstag. Berlin, S. 293. (= Schriften zur öffentlichen Ver-

waltung und öffentlichen Wirtschaft, Bd. 257). 
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dem sie mit der Bundesregierung über eine ge-

meinsame Lösung des Altschuldenproblems hätte 

in einen Dialog treten können. 

Zudem erzeugen die hohe Abgabenlast bei unter-

durchschnittlichen Leistungen der Daseinsvorsorge 

immer stärker Unverständnis und wachsenden Unmut 

in der Bevölkerung, die sich in einer Stärkung der po-

litisch radikalen Ränder niederschlägt.  

Die Überschüsse der Kommunen müssen ferner auch 

unter dem Aspekt gesehen werden, dass nicht alle 

vorgesehenen Ausgaben getätigt werden konnten. 

Höhere Investitionen scheitern teilweise auch an ope-

rativen Defiziten. Zum einen fehlt Personal, um alle 

Aufgaben zu erfüllen, etwa bei der Kinderbetreuung 

oder bei der Bauplanung. In den finanzschwachen 

Kommunen fehlt zudem das Personal, das staatliche 

Investitionsförderprogramme lokal nutzbar machen 

kann. Ferner fehlen in der Wirtschaft Kapazitäten und 

aufgrund von Lieferengpässen auch Materialien, um 

Investitionen kurzfristig umsetzen zu können. Insofern 

müssen Überschüsse als Resultat einer nicht mögli-

chen Aufgabenerfüllung als neuer Aspekt der Finanz-

entwicklung mitberücksichtigt werden.  

Darüber hinaus haben die Kommunen anscheinend 

im Jahr 2022 mit ihren Überschüssen in erheblichem 

Maße ihren kommunalen Unternehmen mit Auslei-

hungen unter die Arme gegriffen. Hier dürfte der Be-

darf der Stadtwerke in der Energiekrise eine Rolle ge-

spielt haben. In dieser Hinsicht wirft der im Februar 

des Jahres begonnene russische Angriffskrieg gegen 

die Ukraine mit seinen weitreichenden Folgen für die 

deutsche Wirtschaft und den Staat – Stichwort Ener-

giemangel mit inflationären Folgewirkungen – seine 

Schatten voraus. Erst gegen Ende des Jahres 2022 

zeigen sich erste fiskalische Rückwirkungen. Insofern 

bleibt auch abzuwarten, ob und wann die Ausleihun-

gen wieder zurückfließen.  

Operativ hat der Krieg die Kommunen mit der Unter-

bringung und Versorgung der Flüchtlinge bereits voll 

erfasst. Der kamerale Überschuss in 2022 ist somit 

kein Zeichen einer guten Finanzlage oder eines Erfol-

ges. Er ist das Ergebnis vielfältiger Einzelfaktoren, die 

mit bewertet werden müssen. Allein für sich ist er blind 

für die Gesamtsituation. Er bildet lediglich die Anpas-

sung der Ausgaben an die Einnahmen ab, die notwen-

dig ist, um eine Verschuldung zu vermeiden, die aber 

nichts über den Grad der Aufgabenerfüllung aussagt. 

 

 
15 Gemeinschaftsprognose der Bundesvereinigung der kommuna-

len Spitzenverbände; vgl. o. V.:( 2023) Kommunalhaushalten 

8 2023: Erneut auf dem Weg in die 

strukturelle Unterfinanzierung: 

Forderungen an Land und Bund 

Für die Jahre 2023 und 2024 werden von den kom-

munalen Spitzenverbänden Defizite der deutschen 

Kommunen in Höhe von -6,4 und -9,6 Mrd. Euro er-

wartet.15 Die Prognoseunsicherheiten sind diesmal 

begrenzt. Die Wirkungskette Verknappung von Ener-

gie und Rohstoffen, knappheitsbedingte Inflation, stei-

genden Zinsen zur Inflationsbekämpfung und inflati-

onsbedingt hohen Tarifsteigerungen auch im öffentli-

chen Dienst sowie der starke Zustrom von Geflüchte-

ten aus der Ukraine und anderen Krisenregionen der 

Welt schlagen sich ab 2023 deutlich in den Kommu-

nalhaushalten nieder. Und auch die Einnahmen aus 

Steuern steigen aufgrund der wirtschaftlichen Rezes-

sion nicht mehr so stark. Angesichts der sehr schwie-

rigen Rahmenbedingungen wird die Krise der Kom-

munalfinanzen 2023 und 2024 konkret werden.  

Jenseits der akuten Krisenüberbrückung – erst Coro-

napandemie, jetzt Ukraine-Krieg – erfordern aber 

auch die bestehenden laufenden Aufgaben sowie die 

erkennbaren Aufgabenerweiterungen deutlich mehr 

Aufmerksamkeit, denn sie lässt die Unterfinanzierung 

auf der kommunalen Ebene immer deutlicher werden. 

Zu nennen sind insbesondere 

• der infrastrukturelle Nachholbedarf im Kontext  

• die Modernisierung und der klimaneutrale Umbau 

von Infrastruktur, Gebäudebestand und Energie-

versorgung, 

• die Mobilitätswende vor allem beim Fortbestand 

des Deutschland-Tickets, 

• die Digitalisierung der Verwaltung, 

• der schon beschlossene Ausbau der sozialen Leis-

tungen sowie  

• die Integration der nach Deutschland zugewander-

ten Menschen, ganz gleich, ob es sich um Flücht-

linge oder angeworbene Arbeitskräfte handelt. 

Die Finanzierungsspielräume – insbesondere der fi-

nanzschwachen nordrhein-westfälischen Kommunen 

– werden dabei durch weitere Faktoren zusehends 

eingeengt. Dazu gehören  

• die wieder steigenden Ausgaben für Kreditzinsen,  

• die ab 2024 mit jährlich rund 30 Mio. Euro ange-

setzte und über 50 Jahr laufende Kürzung der im 

Zuge der Corona-Pandemie kreditfinanzierten Sta-

bilisierung der Finanzmasse des kommunalen Fi-

nanzausgleichs Nordrhein-Westfalen (rd. 1,5 Mrd. 

Euro) und  

droht dauerhaftes Defizit. In: Der Landkreis. Jg. 93, H. 10, S. 

468. 
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• die sukzessive Einbringung der in den Jahren 2020 

bis 2023 wegen der Pandemie und des Krieges iso-

lierten und damit aus den Ergebnisrechnungen der 

Kommunalhaushalte herausgerechneten Mehrauf-

wendungen und Mindereinnahmen (Bilanzierungs-

hilfe). 

Letzteres macht nun auch die Interpretation des Jah-

resabschlusses im Ergebnishaushalt problematisch. 

Da keine Meldepflicht für die vorgenommene Isolie-

rung mit eingeführt wurde, ist derzeit der Umfang des 

isolierten Finanzvolumens nur unzureichend bekannt. 

Für das Jahr 2021 wurde in einer Umfrage von 311 

der 430 nordrhein-westfälischen Kommunen ein Ge-

samtbetrag von 1,48 Mrd. Euro genannt.16 Die Isolie-

rung hat sich aber bisher nicht erkennbar in wieder 

deutlich steigenden Liquiditätskrediten niederge-

schlagen, was den Schluss zulässt, dass die Liquidität 

im Durchschnitt ausreichend war. 

Das Leitbild „Haushaltsausgleich“ gerät in dieser Situ-

ation bei den gegebenen Einnahmen in einen Zielkon-

flikt mit der Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge, 

den durch Bund und Länder erweiterten Leistungsan-

sprüchen, die von den Kommunen zu erfüllen sind, 

und der Zukunftsvorsorge. Eine weitere Anhebung 

der lokalen Abgaben, etwa der Realsteuerhebesätze, 

ist angesichts des erreichten Niveaus nicht anzuraten. 

Sie ist kontraproduktiv sowohl hinsichtlich der Wettbe-

werbsfähigkeit des Ruhrgebiets als Wirtschaftsstand-

ort als auch hinsichtlich der Belastbarkeit der Einwoh-

ner:innen und gefährdet den lokalen Frieden.  

Eine erneute Ausweitung der kommunalen Verschul-

dung ist allerdings auch keine Lösung. Dies verlagert 

nur das Finanzierungsproblem auf die nachfolgenden 

Generationen und erzeugt zudem hohe Kosten. Die 

nachfolgenden Generationen sind aber ohnehin 

schon mit vielen Versäumnissen und offenen Rech-

nungen aus der Vergangenheit konfrontiert, etwa den 

wachsenden Finanzierungskosten von Renten-, Ge-

sundheits- und Pflegeversicherung in einer alternden 

Gesellschaft17, den Folgen der Klimakrise und den in 

Nordrhein-Westfalen ohnehin bestehen kommunalen 

Altschulden.  

Entsprechend dem Prinzip, dass den Aufgaben die Fi-

nanzierung zu folgen hat, muss die Unterfinanzierung 

der Kommunen dadurch abgewendet werden, dass 

diejenigen, die eine Aufgaben beschließen auch de-

ren Kosten ehrlich berechnen und dann ausgleichen. 

Dazu gehört auch, dass, wie etwas im Fall der U3-Be-

treuung, die Inanspruchnahme durch die potenziellen 

Nutzer realistisch angesetzt und nicht kleingerechnet 

 
16 Vgl. dazu beispielhaft WERDING, M. (2023): Demografische Al-

terung und langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. 

In: Beznoska, M./Hentze, T./Rietzler, K./Werding, M.: Heraus-

forderungen für nachhaltige Staatsfinanzen. Köln, S. 142-147. 

(= IW-Trends 3/2023). 

wird. Dies gilt in diesem Fall auch deshalb, weil die 

Kinderbetreuung eine Voraussetzung für eine höhere 

Erwerbsquote der Frauen ist, die bei zunehmendem 

Arbeitskräfte- bzw. Fachkräftemangel notwendig wird. 

Insofern geht es nicht nur um Sozialpolitik, sondern 

auch um Wirtschaftspolitik.  

An diesem Beispiel wird deutlich, dass das Grund-

problem des Gemeindefinanzsystems in den letzten 

Jahren nicht gelöst, sondern von einer bis 2019 gut 

laufenden Konjunktur nur überdeckt wurde. Zwischen 

Wunsch und Finanzierbarkeit von vor allem neuen 

Aufgaben treten sofort Lücken auf, wenn Krisen wie 

seit 2020 zeigen, dass die fiskalische Resilienz noch 

nicht einmal ausreicht, die Erfüllung bestehender Auf-

gaben zu gewährleisten.  

Zur Stabilisierung des Gemeindefinanzsystems gibt 

es vielfältige Handlungsbedarfe für Land und Bund: 

• Land Nordrhein-Westfalen: 

• Zuvorderst ist die Basisfinanzierung der Kom-

munen durch eine Anhebung des Verbundsat-

zes im kommunalen Finanzausgleich zu verbes-

sern. Die Reduzierung dieser Quote in den 

1980er Jahren von 28,5 auf 23 % hat die Finanz-

krise der Kommunen wesentlich befördert. Des-

halb sollte die Quote mittelfristig wieder auf zu-

mindest 25 % angehoben werden.  

• Dabei können auch derzeit neben dem Finanz-

ausgleich bestehende Fördertöpfe des Landes 

aufgelöst und in den Finanzausgleich zur Stär-

kung der Investitionspauschale integriert wer-

den. Der hohe Aufwand der Förderpolitik, der 

insbesondere von finanzschwachen Kommunen 

schwer zu leisten ist, würde damit deutlich redu-

ziert und auch die prüfenden Bezirksregierun-

gen würden entlastet. Zugleich würden damit 

Standardsetzungen, die über die Förderpolitik 

durch die Hintertür eingeführt werden (Vermei-

dung einer direkten und damit konnexitätsrele-

vanten Standardsetzung), unterbunden. Gerade 

in Krisenzeiten ist den Kommunen mehr zu ver-

trauen, dass sie vor Ort das Richtige tun und 

wirtschaftlich arbeiten. Landespolitische Detail-

steuerung konterkariert eher die Kraft der kom-

munalen Selbstverwaltung. 

• Mit der Einführung einer allgemeinen Finanz-

ausgleichsumlage ließe sich die Ausgleichsin-

tensität erhöhen. Diese interkommunale Solida-

rität ist vor allem in Bezug auf nordrhein-westfä-

lische Steueroasen sinnvoll, sofern der Bund 

17 Vgl. Landesregierung NRW (2023): Antwort auf die Kleine An-

frage 2378 vom 23. August 2023 des Abgeordneten Justus 

Moor SPD – Drucksache 18/5544. Düsseldorf. (= Drucksache 

18/6400 vom 17.10.2023). 
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keine Regelung zur Unterbindung des ruinösen 

Steuerwettbewerbs einführt. 

• Die Neuregelung der Finanzierungslasten bei 

der Schulfinanzierung ist zügig anzugehen. 

• Die Landesregierung muss endlich ein tragfähi-

ges Konzept für eine Altschuldenlösung erarbei-

ten. Der im Sommer 2023 vorgestellte Ansatz, 

der keine Landesbeteiligung vorsah, sondern 

die Alleinfinanzierung durch die Kommunen, ist 

gescheitert. Nicht nur wären die Kommunen da-

mit überfordert gewesen. Auch der Bund sah 

wesentliche Voraussetzung nicht erfüllt, um den 

angekündigten eigenen Beitrag leisten zu kön-

nen.18 Die nun für den 1. Januar 2025 angekün-

digte Implementation einer Altschuldenlösung 

durch das Land Nordrhein-Westfalen muss ei-

nen effektiven eigenen Beitrag enthalten. Der 

versuchte Zugriff des Landes auf den kommuna-

len Anteil an der Grunderwerbsteuer darf sich 

nicht wiederholen. Ein weiterentwickelter Ent-

schuldungspakt, der die inflationsbereinigte fi-

nanzielle Beteiligung des Landes durch den Stär-

kungspakt fortschreibt, wäre ein notwendiger 

Basisansatz, damit der Bund überhaupt ernst-

haft eine Beteiligung prüft. 

• Letztendlich muss die Landesregierung Klarheit 

über den Umfang der in den Kommunalhaushal-

ten isolierten und damit in den kommenden Jah-

ren ergebniswirksam werdenden Kosten der Kri-

senjahre 2020 bis 2023 herbeiführen. 

• Bund: 

• Der seit seiner Einführung im Jahr 2018 durch 

die Inflation deutlich entwertete Festbetrag von 

5 Mrd. Euro zur Sozialausgabenentlastung der 

Kommunen ist durch eine einmalige Aufsto-

ckung zum Inflationsausgleich aufzuheben und 

für die Zukunft zu dynamisieren. Zudem ist für 

den Finanzierungsteil, der über den Gemeinde-

anteil an der Umsatzsteuer nach einem allein 

wirtschaftsbezogenen Schlüssel auf die Ge-

meinden nicht zieladäquat verteilt wird, ein sozi-

allastenbezogener Schlüssel einzuführen.  

• Mittelfristig ist die Finanzierung der Pflege so 

auszugestalten, dass die kommunale Hilfe zur 

Pflege zumindest nicht höher belastet wird.  

• Die kommunale Investitionstätigkeit kann durch 

eine Erhöhung der Steuerbeteiligung der Kom-

munen gestärkt werden. Eine Verstetigung der 

kommunalen Investitionstätigkeit auf einem hö-

heren Niveau würde eine Anpassung von Pla-

nungs- und Baukapazitäten wirtschaftlich ma-

 
18 Vgl. etwa JUNKERNHEINRICH, M. (2023): Stellungnahme zur 

öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Heimat und Kom-

munales des Landtags Nordrhein-Westfalen am 18. August 

chen und damit bestehende Engpässe beseiti-

gen helfen. Es bedarf der Kontinuität im Sub-

stanzerhalt und -ausbau der Infrastrukturen. 

Wozu dient die Einführung der Doppik, wenn 

nicht zur Sichtbarmachung des Ressourcenver-

brauchs. Substanzerhalt ist eine Pflichtaufgabe, 

wie die Sicherung des Existenzminimums im So-

zialen und kein Finanzpuffer in schlechten Zei-

ten.  

• Die Zusage des Bundes zur Beteiligung an einer 

Altschuldenlösung muss beibehalten werden. 

Die bisherigen Hilfen, etwa die Erhöhung der 

Bundesbeteiligung an den Kosten der Unter-

kunft für Arbeitsuchende um 25 Prozentpunkte 

(2020), waren und sind eine wichtige Entlastung 

für alle Kommunen bei der laufenden Aufgaben-

erfüllung und haben die bestehende Unterfinan-

zierung verringert. Sie reduzierten aber weder 

die räumlichen Disparitäten, noch trugen sie sig-

nifikant zur Senkung der Altschulden bei. Eine 

Altschuldenlösung ist dagegen eine Maßnahme, 

die gezielt wirkt und damit auch die Eigenfinan-

zierungskraft der Kommunen bei Investitionen 

stärkt. 

• Hinsichtlich der Gewerbesteuer sollte der Bund 

Regelungen treffen, die die Bildung von inländi-

schen Steueroasen verhindern. Dazu kann so-

wohl der bestehende Mindesthebesatz von 

200 % angehobenen oder aber eine Regelung 

eigeführt werden, die die Bedeutung von Pro-

duktionsstandorten stärkt. 

• Hinsichtlich der fluchtbedingten Zuwanderung 

aus dem Ausland muss der Bund seine Verant-

wortung für Unterbringung und Versorgung 

(kurzfristig) und die langfristige Integration der 

Bleibenden zusammen mit den Ländern durch 

den Aufbau einer regelorientierten dauerhaften 

Förderung der Kommunen nachkommen. 

• Letztendlich müssen auf der Bundesebene die 

Akteure damit aufhören, immer neue Aufgaben 

zu generieren, die dann auf kommunaler Ebene 

ohne hinreichende Gegenfinanzierung umzuset-

zen sind. Notwendig ist vielmehr eine Überprü-

fung der bestehenden Aufgaben hinsichtlich ih-

rer Notwendigkeit und ihrer regulatorischen Be-

lastungen. 

Dass der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 

vor allem für den Bund und seine Aufgabenstellung 

eine grundsätzlich neue Lage geschaffen hat, darf 

nicht dazu führen, dass er sich aus der Finanzierungs-

verantwortung für von ihm veranlassten Aufgaben zu-

rückzieht. Die neue Situation erfordert aber eine neue 

2023 zum Antrag der Fraktion der SPD: Altschuldenlösung end-

lich auf den Weg bringen – Kommunen aus Schuldenfalle retten 

(Drucksache 18/1690). Düsseldorf. (= MMST 18-695). 
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Prioritätensetzung, die eine Prüfung von Aufgaben 

und Subventionstatbeständen beinhaltet. Vor allem 

aber erhöht die veränderte Lage eine Intensivierung 

des Reformtempos, mit dem Anpassungen vorge-

nommen und Hemmnisse beseitigt werden müssen.  

 

9 Chancen und ihre Finanzierung 

Die aktuelle Krisensituation wird überbrückt werden 

können – zumindest ist die Erfahrung der letzten 40 

Jahre, dass es weitergeht. Wie es weitergeht hängt 

aber ganz entscheidend davon ab, dass und wie der 

erforderliche Anpassungsprozess an die neue Lage 

erfolgt.  

Der Anpassungsdruck ist zugleich eine Chance. Zu-

mindest liefert er einen Beschleunigungsimpuls für 

den Reformprozess, der notwendig ist, um künftige 

Wohlstandsverluste etwa aus der Klimakrise, zu mini-

mieren bzw. daraus einen Gewinn zu erzeugen. 

– Demographie – 

Im Gegensatz zu früheren Krisen erweist sich der Ar-

beitsmarkt als sehr robust. Die Arbeitslosigkeit steigt 

trotz massiver Zuwanderung bisher nicht wesentlich. 

Im Gegenteil: Der Fachkräftebedarf wird sogar immer 

größer. Insofern bleibt der aus früheren Jahren be-

kannte fiskalische Belastungsanstieg – auch in den 

Kommunen – vergleichsweise gering.  

Dafür verantwortlich sind die Babyboomer. Diese Al-

tersgruppe der zwischen 1955 und 1969 Geborenen, 

die zuerst als „Schülerberg“ die Schulen füllte und 

dann als Erwerbsfähige auf den Arbeitsmarkt drängte 

– und damit ein Teil der Arbeitsmarktprobleme ab den 

1980er Jahren war –, geht nun in Rente. Dem Entlas-

tungseffekt steht aber gleichzeitig ein Nachwuchsman-

gel auf dem Arbeitsmarkt gegenüber. Dies schwächt 

die Wirtschaftskraft und führt auch bei der Versorgung 

der Bevölkerung zu Engpässen. Insbesondere eine 

steigende Zahl pflegebedürftiger Personen wird künf-

tig noch mehr Pflegekräfte erfordern – und die Kom-

munen z. B. bei der Hilfe zur Pflege beanspruchen. 

Auch steht das Gesundheitswesen unter Druck. 

Dem Arbeitskräftemangel steht im Ruhrgebiet aller-

dings eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit ge-

genüber. Für einen Ausgleich zwischen Angebot und 

Nachfrage fehlen aber zumeist die Qualifikationen auf 

der Angebotsseite sowie Einschränkungen der Ar-

beitsfähigkeit bei den Langzeitarbeitslosen.  

Um den Arbeitskräftebedarf zu decken und auch den 

Finanzierungsbedarf der Renten-, Kranken- und der 

Pflegeversicherung langfristig zu sichern, müssen alle 

 
19 Vgl. etwa JUNKERNHEINRICH, M./MICOSATT, G. (2023): 

Kommunalfinanzen im Jahr 2022. Kein finanzieller Absturz – die 

Vermeidung einer finanziellen Überforderung braucht zukünftig 

mehr als Geld. In: Junkernheinrich, M./Korioth, St./Lenk, T./ 

Reserven mobilisiert werden. Vor diesem Hintergrund 

ist die Zuwanderung eine große Chance. Zur Be-

kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit wie auch für 

die Integration sind die arbeitsmarktpolitischen Maß-

nahmen zu verstärken.  

– Infrastruktur und Klimaresilienz– 

Der kommunale Bestand an Infrastrukturanlagen wie 

Gebäuden und Straßen ist im Ruhrgebiet in einem 

sehr schlechten Zustand. Jahrzehntelange Unterfi-

nanzierung der Investitionen hat die Substanz ausge-

zehrt. Zugleich erfordert die Klimakrise erhebliche In-

vestitionen in die Energie- und Mobilitätswende. 

Nachholbedarf, Erneuerung und Modernisierung der 

Infrastruktur könnten also in einem Gesamtrahmen 

angegangen werden. Für die Umsetzung muss ange-

sichts der dafür notwendigen Dauer auch eine ent-

sprechend langfristige Finanzierung sichergestellt 

werden. Das Erreichen der Klimaziele zu den ange-

gebenen Zeitpunkten steckt den Zeithorizont mit ab.  

– Kommunale Eigenverantwortung – 

Eine wichtige Ressource der Kommunen ist die Ei-

genverantwortung vor Ort. Dazu muss aber die Erfah-

rung der Selbstwirksamkeit gefördert werden. Hierzu 

gehört, dass die Frage, ob und wie eine Aufgabe er-

füllt wird, stärker vor Ort selbst entschieden wird. Not-

wendig sind hierfür eine aufgabenangemessene Ba-

sisfinanzierung aus Steuern und allgemeinen Zuwei-

sungen und eine deutliche Reduktion zweckgebunde-

ner und mit Auflagen versehener Projektförderpro-

gramme zugunsten pauschaler Zuweisungen. So 

kann vor Ort die Priorisierung von Aufgaben zielge-

nauer nach dem lokalen Bedarf erfolgen. 

– Finanzierung – 

Zu Finanzierung der Folgen aus der Corona-Pande-

mie und des russischen Angriffskrieges gegen die Uk-

raine haben der Bund und die Länder die Ausnah-

meregelungen der Schuldenbremse genutzt und zu-

sätzlich Kredite aufgenommen und Sondervermögen 

gebildet. Dies gilt insbesondere für den Bund, der bis-

her die Hauptfinanzierungslast getragen hat.19 Das 

Vorhaben des Bundes, nicht genutzte Gelder aus den 

Corona-Hilfen (60 Mrd. Euro) in einen Klimafonds um-

zusetzen, um die notwendigen Maßnahmen zur kli-

maneutralen Transformation von Wirtschaft und Ge-

sellschaft zu finanzieren, ist allerdings vom Bundes-

verfassungsgericht mit seinem Urteil vom 15. Novem-

ber 2023 gestoppt worden. Die Klimakrise ist keine 

Krise im Sinne der Schuldenbremse, denn sie trat 

Scheller, H./Woisin, M./Ranscht-Ostwald, A. (Hrsg.): Jahrbuch 

für öffentliche Finanzen 1-2023. Berlin, S. 312. (= Schriften zur 

öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, Bd. 256). 
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nicht spontan auf, sondern war lange absehbar.20 In-

sofern begrenzt die Schuldenbremse die Möglichkeit 

der Kreditfinanzierung, was als Folge der aufwach-

senden Staatsverschuldung ab den 1970er Jahren 

eine sinnvolle Einführung war, um insbesondere die 

nachfolgenden Generationen vor zu hohen Belastun-

gen zu schützen. Jede Generation soll nur so viel ver-

brauchen, wie sie selbst erwirtschaften kann, ohne die 

Möglichkeiten nachfolgender Generationen zu beein-

trächtigen. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat mas-

sive Auswirkungen auf das Ruhrgebiet. Die mit För-

dermitteln des Bundes geplante Transformation der 

energieintensiven Ruhrgebietswirtschaft, etwa am 

Stahlstandort Duisburg, steht in Frage. Insofern 

braucht es einer neuen Finanzierungsstrategie. 

Das deutsche Infrastrukturdebakel und die Klimakrise 

sind keine Krisen im Sinne der Ausnahmeregelung 

der Schuldenbremse. Sie sind eine Krise der Ver-

säumnisse und resultieren nicht aus einer unvorher-

sehbar, plötzlich auftretenden Notlage. Gleichwohl 

wird das Ziel der Schuldenbremse, die Nachhaltigkeit 

zu stärken und die nachfolgenden Generationen zu 

schützen verfehlt, wenn jetzt nicht in erheblichem Um-

fang Finanzmittel für Investitionen bereitgestellt wer-

den. Ansonsten entsteht eine Notlage durch Unterlas-

sung, weil Infrastrukturen nicht mehr nutzbar sind  

oder das Nichterreichen des 1,5 Grad-Ziels zur Ver-

meidung weit größerer Schäden verursachen, die 

dann die nachfolgenden Generationen in einem noch 

höheren Maße belasten werden. Die volkswirtschaft-

lichen Kosten wären wohl immens.21 

Eine Anpassung der Schuldenbremse auf verfas-

sungsrechtlicher Grundlage wäre eine mögliche Maß-

nahme. Sie würde aber die fiskalische Verantwortung 

für die Kredittilgung allein bei den nachfolgenden Ge-

nerationen belassen. Aus Einsparungen allein sind 

die notwendigen Finanzmittel auch nicht auszubrin-

gen. Das Dilemma lässt sich nur auflösen, wenn die 

Finanzierung auf mehrere Füße gestellt wird. Dabei 

sind folgende Handlungsoptionen besonders bedeut-

sam: 

• Zunächst ist an die Verantwortung der die Prob-

leme verursachenden Generation zu denken, also 

an diejenigen, die in der Vergangenheit aufgrund 

der Nichtintegration von Substanzverzehr und un-

terlassenen Klimaanpassungsmaßnahmen in die 

 
20 Vgl. dazu und zu einer kritischen Würdigung des Urteils KORI-

OTH, S. (2024): Not im Jahrestakt. Verschuldung mit der Schul-

denbremse. In: JuristenZeitung (JZ). Jg.79, H. 1/2, S. 43-49. 

21 Vgl. THÖNE, M. (2022): Auf der Suche nach 300 Milliarden 

Euro. Staatliche Aufgabenerfüllung in den fünf großen Transfor-

mationen. Köln. (= FiFo Discussion, Paper No. 22-04). – Schul-

denbremse: Ökonom Michael Hüther fordert 400 Milliarden Euro 

Sondervermögen. In: der Freitag. Ausgabe 49/2023. 

Kostenrechnung höhere Gewinne und Einkommen 

erhalten und damit einen Wohlstand auf Kosten der 

Zukunft gelebt haben. Der derzeit noch erhobene 

Solidarbeitrag für den Aufbau Ost, der seine Be-

rechtigung verloren hat, muss zu diesem Zweck re-

formiert werden.22  

• Als zweites müssen alle Subventionen auf ihre wei-

tere Notwendigkeit und vor allem auf ihren Beitrag 

zur Nachhaltigkeit überprüft werden. Hier liegt ein 

relevantes Sparpotenzial. Die Abschaffung klima-

schädlicher Subventionen hätte zudem eine Len-

kungswirkung. 

• Mit der CO2-Abgabe und ihrer sukzessiven Erhö-

hung besteht bereits eine Finanzierungsquelle. Sie 

muss aber auch – wie eigentlich vorgesehen – für 

einen sozialen Ausgleich genutzt werden, damit 

der soziale Frieden in der Gesellschaft gesichert 

und die weitere Polarisierung vermieden werden 

kann. 

• In den Kommunen muss die Digitalisierung der 

Verwaltungsprozesse vorangetrieben werden. Da-

mit notwendigerweise verbunden ist die Verschlan-

kung des komplizierten Rechtssystems, was zur 

Vereinfachung und damit zur Kostensenkung bei-

tragen kann. Maßgeblich dafür ist aber, dass Bund 

und Länder zentrale Vorgaben machen, die für 

mehr Einheitlichkeit sorgen. 

• Ein relevanter Finanzierungsbeitrag kann auch von 

einfacheren und kürzeren Planungs- und Geneh-

migungsverfahren ausgehen.  

• Letztendlich kann dann über eine verfassungs-

rechtliche Anpassung der Schuldenbremse an die 

Investitionserfordernisse auch die Kreditaufnahme 

zur Finanzierung herangezogen werden.23 Die der-

zeit darüber geführte streitige Diskussion muss 

sich dazu aber von Ideologischen Verkürzungen 

auf die „schwarze Null“ lösen.  
 

 

 

 

 

 

 

 

22 Vgl. in Bezug auf die Energiekrise bereits SACHVERSTÄNDI-

GENRAT ZUR BEGUTACHTUNG DER GESAMTWIRT-

SCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG (2022): Energiekrise solida-

risch bewältigen, neue Realitäten gestalten. Jahresgutachten 

22/23. Wiesbaden, Ziff. 198. 

23 Vgl. beispielsweise HÜTHER, M. (2023): Bundeshaushalt: Die 

Schuldenbremse darf keine Wachstumsbremse sein. In: IW-

Nachricht v. 06.09.2023. 



18 

BERLIN-INSTITUT FÜR BEVÖLKERUNG UND ENT-
WICKLUNG/WÜSTENROT-STIFTUNG (Hrsg.) 
(2020): Wer schon viel hat, dem wird noch mehr ge-
geben? Warum der Eigenanteil bei Förderprogram-
men strukturschwache Kommunen benachteiligt. 
Bearb. v. Sixtus, F./Reibstein, L./Slupina, M. Berlin 
u. Ludwigsburg. 

BERTELSMANN STIFTUNG (2021): Kommunaler Fi-

nanzreport 2021. Gütersloh. 

BEZNOSKA, M./KAUDER, B. (2020): Schieflagen der 

kommunalen Finanzen. Ursachen und Lösungsan-

sätze. Köln. (= IW-Policy Paper 15/2020). 

Boettcher, F./Freier, R./Geißler, R. (2021): Bundesbetei-

ligung an den Kosten der Unterkunft. Ein „pragma-

tischer“ Transfer. In: Wirtschaftsdienst. Jg. 101, H. 

7, S. 552-558. 

BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN (2022): Er-

gebnisse der 163. Steuerschätzung – Lindner: 

„Steuerschätzung eröffnet keine neuen Spielräume, 

Mehreinnahmen aus der Inflation geben wir zurück“. 

Pressemitteilung vom 27.10.2022. 

BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN (2022): Bun-

despolitik und Kommunalfinanzen in Krisenzeiten. 

In: Monatsbericht. H. 11, S. 16-24. 

DEUTSCHER STÄDTETAG. (2022): Stadtfinanzen 

2022. Schlaglichter des Deutschen Städtetags. Ber-

lin. (= Beiträge des Deutschen Städtetags zur Stadt-

politik, Bd. 119). 

FRANKENBERG, D./JUNKERNHEINRICH, M./MICO-

SATT, G. (2023): Entstehung und Abbau strukturel-

ler Defizite. Fiskalische Krisenbewältigung am Bei-

spiel des Stärkungspaktes Stadtfinanzen. In: Röber, 

M./Glinka, P./Hesse, M./Rottmann, O./Truger, A. 

(Hrsg.): Öffentliche Finanzen und Öffentliche Leis-

tungen im Kontext von Fiskalföderalismus, Kommu-

nalfinanzen und Öffentlicher Wirtschaft. Festschrift 

für Thomas Lenk zum 65. Geburtstag. Berlin, S. 

275-299. (= Schriften zur öffentlichen Verwaltung 

und öffentlichen Wirtschaft, Bd. 257). 

HESSE, M./BENDER, C./GÜNTHER, N./MENGS, C. 

(2020): Sozialausgaben versus Investitionen in Zei-

ten von Corona? In: Junkernheinrich, M./Korioth, 

St./Lenk, T./Scheller, H./Woisin, M. (Hrsg.): Jahr-

buch für öffentliche Finanzen 2-2020. Berlin, S. 99-

115. (= Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öf-

fentlichen Wirtschaft, Bd. 249). 

HÜTHER, M. (2023): Bundeshaushalt: Die Schulden-

bremse darf keine Wachstumsbremse sein. In: IW-

Nachricht v. 06.09.2023, Online unter 

https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/mi-

chael-huether-die-schuldenbremse-darf-keine-

wachstumsbremse-sein.html (Abruf 12.11.2023). 

JUNKERNHEINRICH, M./MICOSATT, G./DIEHL, A. un-

ter Mitarbeit von Ch. Müller (2019): Abbau kommu-

naler Altschulden aus Liquiditätskrediten im Ruhr-

gebiet. Begründung – Ausgestaltung – Simulation. 

Berlin. (= Forum Öffentliche Finanzen, Bd. 16). 

JUNKERNHEINRICH, M. (2020): Pandemie, Lockdown 

und Kommunalfinanzen. In: Junkernheinrich, M./ 

Korioth, S./Lenk, T./Scheller, H./Woisin, M. (Hrsg.). 

Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2-2020. Finanzfö-

deralismus im ersten Jahr der Pandemie-Krise. Ber-

lin, S. 69-96. (= Schriften zur öffentlichen Verwal-

tung und öffentlichen Wirtschaft, Bd. 249). 

JUNKERNHEINRICH, M./MICOSATT, G. (2023): Kom-

munalfinanzen im Jahr 2022: Kein finanzieller Ab-

sturz - die Vermeidung einer finanziellen Überforde-

rung braucht zukünftig mehr als Geld. In: Junkern-

heinrich, M./Korioth, St./Lenk, T./Scheller, H./Woi-

sin, M./Ranscht-Ostwald, A. (Hrsg.): Jahrbuch für 

öffentliche Finanzen 1-2023. Berlin, S. 307-343. (= 

Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentli-

chen Wirtschaft, Bd. 256). 

KfW BANKENGRUPPE (2022): KfW-Kommunalpanel 

2022. Frankfurt. 

KORIOTH, S. (2024): Not im Jahrestakt. Verschuldung 

mit der Schuldenbremse. In: JuristenZeitung (JZ). 

Jg.79, H. 1/2, S. 43-49. 

MINISTERIUM FÜR HEIMAT, KOMMUNALES, BAU 

UND GLEICHSTELLUNG DES LANDES NORD-

RHEIN-WESTFALEN (2019): Kommunalfinanzbe-

richt für das Land Nordrhein-Westfalen 2017. Düs-

seldorf. 

Schuldenbremse: Ökonom Michael Hüther fordert 400 

Milliarden Euro Sondervermögen. In: der Freitag. 

Ausgabe 49/2023. 

THÖNE, M. (2022): Auf der Suche nach 300 Milliarden 

Euro. Staatliche Aufgabenerfüllung in den fünf gro-

ßen Transformationen. Köln. (= FiFo Discussion, 

Paper No. 22-04). 

WERDING, M. (2023): Demografische Alterung und 

langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. 

In: Beznoska, M./Hentze, T./Rietzler, K./Werding, 

M.: Herausforderungen für nachhaltige Staatsfinan-

zen. Köln, S. 142-147. (= IW-Trends 3/2023). 

WOHLTMANN, M. (2022): Kreisfinanzen 2021/2022. De-

fizit in den Kreishaushalten steigt weiter. In: Der 

Landkreis. Jg. 92, H. 10, S. 487-533. 

 

 

LITERATURAUSWAHL 

https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/michael-huether-die-schuldenbremse-darf-keine-wachstumsbremse-sein.html
https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/michael-huether-die-schuldenbremse-darf-keine-wachstumsbremse-sein.html
https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/michael-huether-die-schuldenbremse-darf-keine-wachstumsbremse-sein.html


Ta
be

lle
 1

: F
in

an
zm

itt
el

sa
ld

o*
 2

01
2 

bi
s 

20
22

 u
nd

 s
ei

ne
 Z

us
am

m
en

se
tz

un
g

D
as

 R
uh

rg
eb

ie
t i

m
 in

te
rr

eg
io

na
le

n 
Ve

rg
le

ic
h

 R
eg

io
n

Ei
n-

Au
s-

M
io

. E
ur

o
20

21
/2

2
in

 %
20

21
/2

2
M

io
. E

ur
o

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
Eu

ro
/E

w
.

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

 R
uh

rg
eb

ie
t

 6
93

,0
 

 1
96

,5
 

 4
59

,3
 

 1
35

,1
 

 8
4,

8 
 1

24
,4

 
 7

4,
8 

 6
,4

 
 4

,3
 

-8
3,

0
-7

7,
7

 1
,9

 
 2

93
,9

 
 8

80
,9

 
 5

9,
1 

- 1
58

,1
 M

itt
el

rh
ei

ng
eb

ie
t

-6
28

,0
 5

8,
9 

-2
32

,8
-1

05
,6

 
- 2

44
,5

 4
7,

2 
-3

3,
6

 4
,0

 
 4

,9
 

-9
9,

9 
- 1

03
,7

 3
,6

 
 9

4,
4 

 7
85

,3
 

 9
3,

3 
 3

2,
4 

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

49
4,

4
-1

3,
3

-7
6,

1
70

,6
 

- 3
,4

 8
1,

6 
14

,6
 5

,4
 

 5
,8

 
-7

2,
8 

- 1
30

,6
 2

5,
0 

 2
49

,1
 

 6
34

,8
 

 6
4,

6 
-6

6,
4

 N
or

dr
he

in
-W

es
tf.

 o
h.

 R
uh

r
-1

33
,6

 
- 1

76
,2

-3
08

,9
-1

0,
3 

- 1
14

,1
 6

5,
8 

-7
,6

 4
,8

 
 5

,3
 

-8
5,

3 
- 1

18
,2

 1
5,

2 
 1

78
,1

 
 7

03
,9

 
 7

7,
7 

- 2
1,

1
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n*
**

56
0,

2 
 3

8,
4

15
5,

4
31

,0
 

- 5
7,

6
 8

2,
4 

15
,8

 5
,3

 
 5

,0
 

-8
4,

3 
- 1

06
,2

 1
1,

3 
 2

10
,2

 
 7

54
,2

 
 7

2,
1 

-6
0,

7
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n
 6

23
,8

 
-3

1,
9

-2
92

,6
 3

4,
5 

-5
2,

8
 9

1,
4 

 2
8,

4 
 4

,8
 

 5
,1

 
-7

8,
8 

- 1
08

,2
 1

3,
1 

 2
08

,4
 

 7
54

,2
 

 6
9,

5 
-6

2,
5

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

3 
44

5,
7 

 5
9,

5 
1 

28
5,

1 
 7

3,
1 

-
 7

1,
2 

-  
 5

,9
 

 5
,3

 
-3

12
,3

-9
6,

2
-3

,2
 4

84
,7

 
 5

61
,8

 
 5

9,
5 

-2
7,

9
 w

es
td

t. 
Fl

äc
he

nl
än

de
r

3 
94

7,
9 

 2
9,

4 
 8

97
,3

 
 6

0,
5 

-1
7,

2
 7

5,
6 

 6
,2

 
 5

,6
 

 5
,3

 
-2

47
,9

-9
9,

5
1,

4
 4

06
,5

 
 6

14
,1

 
 6

4,
0 

-4
0,

9
 o

st
dt

. F
lä

ch
en

lä
nd

er
 2

83
,5

 
-7

7,
4

-9
70

,3
 2

2,
5 

-6
9,

2
 9

3,
8 

 3
1,

8 
 4

,8
 

 6
,9

 
-1

03
,3

-7
5,

4
20

,9
 1

80
,4

 
 5

13
,5

 
 1

1,
5 

3,
0

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

4 
23

1,
5 

-1
,7

-7
3,

0
 5

4,
4 

-2
5,

6
 7

8,
6 

 1
0,

4 
 5

,5
 

 5
,5

 
-2

24
,5

-9
5,

6
4,

5
 3

70
,0

 
 5

97
,8

 
 5

5,
7 

-3
3,

7

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

Ja
hr

es
du

rc
hs

ch
ni

tt
20

22
Fi

na
nz

ie
-

ru
ng

Eu
ro

 je
 E

in
w

oh
ne

r:i
n

Fi
na

nz
m

itt
el

sa
ld

o

In
ve

s-
tit

io
ne

n

Än
de

ru
ng

20
17

/2
2

20
21

/2
02

2 
(3

1.
12

.)
in

 E
ur

o/
Ew

.

za
hl

un
ge

n

Än
de

ru
ng

 
Sc

hu
ld

en
st

an
d

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

s 
Fi

na
nz

m
itt

el
sa

ld
os

da
r: 

N
et

to
- 

So
zi

al
-

tra
ns

fe
rs

**

Sa
ld

o
Ve

rm
ö-

ge
ns

-
tra

ns
fe

rs

Pr
im

är
sa

ld
o

In
ve

st
i-

tio
ns

-
kr

ed
it

Li
qu

id
itä

ts
-

kr
ed

it
in

sg
es

am
t

20
21

/2
2

in
 %

*
Ei

ns
ch

l. 
le

tz
te

r Z
ah

lu
ng

en
 a

us
 d

em
 S

tä
rk

un
gs

pa
kt

 S
ta

dt
fin

an
ze

n.
**

   
Fü

r d
ie

 B
er

ec
hn

un
g 

de
r N

et
to

-S
oz

ia
ltr

an
sf

er
s

w
ur

de
 d

ie
 B

un
de

sb
et

ei
lig

un
g 

an
 d

er
 G

ru
nd

si
ch

er
un

g 
im

 A
lte

r u
nd

 b
ei

 E
rw

er
bs

m
in

de
ru

ng
 e

be
nf

al
ls

 v
on

 d
en

 S
oz

ia
la

us
ga

be
n 

ab
ge

zo
ge

n 
(Q

ue
lle

: B
M

AS
).

**
*  

N
R

W
 o

hn
e

La
nd

sc
ha

fts
ve

rb
än

de
, R

VR
.

-1
50

-1
00-5
005010
0

15
0

20
0

25
0

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

Fi
na

nz
m

itt
el

sa
ld

o

29
4

2

-8
3

-7
8

13
517

8

15

-8
5

-1
18

-1
0

48
5

-3

-3
12

-9
6

73

18
0

21

-1
03 -7

5

23

Pr
im

är
sa

ld
o*

Fi
na

nz
sa

ld
o

Sa
ld

o
In

ve
st

iti
on

st
ät

ig
ke

it

Sa
ld

o
Ve

rm
ög

en
st

ra
ns

fe
rs

Fi
na

nz
m

itt
el

sa
ld

o*

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

s 
Fi

na
nz

m
itt

el
sa

ld
os

 R
uh

rg
eb

ie
t

 N
or

dr
he

in
-W

es
tf.

 o
h.

R
uh

r

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

 o
st

dt
. F

lä
ch

en
lä

nd
er

Eu
ro

 je
 E

in
w

oh
ne

r:i
n

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

19



Ta
be

lle
 2

: K
om

m
un

al
e 

K
re

di
te

 u
nd

 A
us

za
hl

un
ge

n 
fü

r Z
in

se
n 

im
 K

er
nh

au
sh

al
t 2

02
2

D
as

 R
uh

rg
eb

ie
t i

m
 in

te
rr

eg
io

na
le

n 
Ve

rg
le

ic
h

 R
eg

io
n

M
io

. E
ur

o
20

21
/2

2
in

 %
20

21
/2

2
M

io
. E

ur
o

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
M

io
. E

ur
o

20
21

/2
2

in
 %

20
21

/2
2

M
io

. E
ur

o
Eu

ro
/E

w
.

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

M
io

. E
ur

o
20

21
/2

2
M

io
. E

ur
o

Eu
ro

/E
w

.
M

io
. E

ur
o

%
M

io
. E

ur
o

 R
uh

rg
eb

ie
t

11
 9

19
 

-5
,4

-6
83

2 
31

5 
1 

24
2,

5 
9 

00
1 

 4
,6

 
 3

94
 

1 
74

9 
 3

6,
8 

20
 9

20
 

-2
89

4 
06

4 
 2

43
 

 1
,2

 
 2

09
 

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t
6 

49
7 

4,
3

27
0

1 
08

9 
 5

31
,4

 
8 

69
3 

 8
,2

 
 6

55
 

1 
45

7 
 1

4,
0 

15
 1

89
 

92
5

2 
54

6 
 2

05
 

 1
,4

 
 1

52
 

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

2 
63

5 
-1

4,
0

-4
27

 3
75

 
 1

17
,5

 
8 

25
1 

 7
,2

 
 5

53
 

1 
17

4 
-8

,1
10

 8
86

 
12

5
1 

55
0 

 1
51

 
 1

,4
 

 1
09

 
 N

or
dr

he
in

-W
es

tf.
 o

h.
 R

uh
r

9 
13

2 
-1

,7
-1

57
 7

03
 

 3
07

,6
 

16
 9

44
 

 7
,7

 
1 

20
8 

1 
30

4 
2,

1
26

 0
76

 
1 

05
1 

2 
00

7 
 3

57
 

 1
,4

 
 2

61
 

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n*

21
 0

51
 

-3
,8

-8
40

1 
16

1 
 5

72
,9

 
25

 8
16

 
 6

,6
 

1 
59

7 
1 

42
3 

11
,4

46
 8

67
 

 7
57

 
2 

58
4 

 5
98

 
 1

,3
 

 4
69

 
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n
21

 1
35

 
-4

,0
-8

71
1 

16
5 

 5
75

,6
 

26
 5

14
 

 6
,2

 
1 

55
9 

1 
46

2 
 1

4,
4 

47
 6

49
 

 6
89

 
2 

62
7 

 6
11

 
 1

,3
 

 4
76

 
 w

es
td

t. 
FL

 o
h.

 N
R

W
8 

13
0 

-1
3,

0
-1

 2
12

 1
72

 
-

60
 2

44
 

 6
,0

 
3 

41
9 

1 
27

8 
-

68
 3

74
 

2 
20

7 
1 

45
0 

1 
08

5 
 1

,6
 

 6
84

 
 w

es
td

t. 
Fl

äc
he

nl
än

de
r

29
 0

09
 

-7
,5

-2
 3

46
 4

45
 

 1
57

,9
 

86
 8

03
 

 6
,1

 
5 

01
1 

1 
33

1 
 4

,1
 

11
5 

81
2 

2 
66

4 
1 

77
6 

1 
69

5 
 1

,5
 

1 
15

8 
 o

st
dt

. F
lä

ch
en

lä
nd

er
2 

03
0 

2,
8

 5
6 

 1
61

 
-6

,4
6 

97
8 

 3
,0

 
 2

05
 

 5
55

 
-5

6,
6

9 
00

8 
 2

61
 

 7
16

 
 9

3 
 1

,0
 

 9
0 

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

31
 0

40
 

-6
,9

-2
 2

90
 3

99
 

13
1,

3
93

 7
81

 
 5

,9
 

5 
21

6 
1 

20
5 

-5
,7

12
4 

82
1 

2 
92

6 
1 

60
4 

1 
78

8 
 1

,4
 

1 
24

8 

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

*N
R

W
 o

hn
e 

La
nd

sc
ha

fts
ve

rb
än

de
, R

VR
.

Li
qu

id
itä

ts
kr

ed
ite

In
ve

st
iti

on
sk

re
di

te
20

22
 (3

1.
12

.)
20

22
 (3

1.
12

.)
Kr

ed
ite

 in
sg

es
am

t
Au

sz
ah

lu
ng

en
 fü

r Z
in

se
n

20
22

 (3
1.

12
.)

20
22

An
te

il 
an

 
Kr

ed
ite

n
Zi

ns
-

er
hö

hu
ng

 
1 

%

Vo
lu

m
en

 0

 2
50

 5
00

 7
50

1 
00

0

1 
25

0

1 
50

0

1 
75

0

2 
00

0

2 
25

0

2 
50

0

2 
75

0

3 
00

0

3 
25

0

1990
1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003
2004
2005
2006
2007
2008
2009
2010
2011
2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022

Kredite in Euro je Einwohner:in

 R
uh

rg
eb

ie
t

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t
 ü

br
i. 

N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

w
es

td
t. 

Fl
äc

he
nl

än
de

r o
h.

 N
R

W
os

td
t. 

Fl
äc

he
nl

än
de

r

Li
qu

id
itä

ts
kr

ed
ite

02040608010
0

12
0

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

Au
sz

ah
lu

ng
en

 fü
r Z

in
se

n

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

20



Ta
be

lle
 3

: K
om

m
un

al
e 

St
eu

er
ei

nn
ah

m
en

 (n
et

to
) 2

01
2 

bi
s 

20
22

 u
nd

 ih
re

 Z
us

am
m

en
se

tz
un

g
D

as
 R

uh
rg

eb
ie

t i
m

 in
te

rr
eg

io
na

le
n 

Ve
rg

le
ic

h
 R

eg
io

n

20
17

/2
2

20
12

/2
2

M
io

. E
ur

o
20

21
/2

2
in

 %
20

21
/2

2
M

io
. E

ur
o

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
%

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

%
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
 R

uh
rg

eb
ie

t
7 

31
0 

 7
,8

 
 5

32
 

1 
42

4,
7 

-1
5,

5
 1

8,
5 

 5
4,

0 
 6

16
,4

 
 4

46
,3

 
 2

38
,0

 
 1

05
,8

 
 1

8,
2 

 4
97

 
 2

9,
4 

 7
14

 
 6

5,
9 

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t
11

 2
30

 
 5

,7
 

 6
06

 
1 

88
8,

9 
12

,1
 1

6,
8 

 4
7,

4 
 9

58
,0

 
 5

52
,3

 
 2

32
,6

 
 1

35
,6

 
 1

0,
4 

 4
36

 
 1

3,
5 

 5
61

 
 3

0,
4 

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

10
 8

47
 

 6
,7

 
 6

77
 

1 
54

9,
2 

-8
,1

 2
3,

9 
 5

3,
6 

 7
57

,8
 

 4
75

,7
 

 1
93

,2
 

 1
12

,1
 

 1
0,

5 
 4

44
 

 1
5,

7 
 5

29
 

 2
2,

8 
 N

or
dr

he
in

-W
es

tf.
 o

h.
 R

uh
r

22
 0

77
 

 6
,2

 
1 

28
4 

1 
70

5,
2 

1,
2

 2
0,

2 
 5

0,
5 

 8
49

,7
 

 5
10

,9
 

 2
11

,3
 

 1
22

,9
 

 1
0,

5 
 4

40
 

 1
4,

5 
 5

45
 

 2
6,

5 
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n*
29

 3
87

 
 6

,6
 

1 
81

5 
1 

62
5,

6 
-3

,6
 1

9,
8 

 5
1,

5 
 7

83
,5

 
 4

92
,6

 
 2

18
,9

 
 1

18
,0

 
 1

2,
7 

 4
52

 
 1

7,
5 

 5
88

 
 3

6,
5 

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

29
 3

87
 

 6
,9

 
1 

88
6 

1 
62

5,
6 

-3
,6

 2
0,

0 
 5

1,
5 

 7
83

,5
 

 4
92

,6
 

 2
18

,9
 

 1
18

,0
 

 1
2,

7 
 4

52
 

 1
7,

5 
 5

88
 

 3
6,

5 
 w

es
td

t. 
FL

 o
h.

 N
R

W
79

 4
54

 
 7

,6
 

5 
62

3 
1 

68
5,

5 
-

 2
6,

4 
 5

6,
8 

 8
02

,7
 

 5
91

,8
 

 1
66

,9
 

 1
07

,3
 

 1
6,

9 
 3

84
 

-  
 4

30
 

-  
 w

es
td

t. 
Fl

äc
he

nl
än

de
r

10
8 

84
5 

 7
,4

 
7 

51
4 

1 
66

9,
0 

-1
,0

 2
4,

5 
 5

7,
9 

 7
97

,4
 

 5
64

,3
 

 1
81

,3
 

 1
11

,2
 

 1
4,

8 
 4

00
 

 4
,2

 
 4

73
 

 9
,8

 
 o

st
dt

. F
lä

ch
en

lä
nd

er
12

 6
19

 
 4

,7
 

 5
65

 
1 

00
2,

9 
-4

0,
5

 2
3,

4 
 6

8,
5 

 4
52

,9
 

 3
36

,6
 

 1
17

,6
 

 8
4,

4 
 1

1,
5 

 3
91

 
 1

,7
 

 4
51

 
 4

,8
 

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

12
1 

46
4 

 7
,1

 
8 

07
8 

1 
56

1,
3 

-7
,4

 2
4,

5 
 5

9,
4 

 7
41

,7
 

 5
27

,4
 

 1
71

,0
 

 1
06

,9
 

 1
4,

2 
 3

99
 

 3
,9

 
 4

70
 

 9
,3

 

*N
R

W
 o

hn
e 

La
nd

sc
ha

fts
ve

rb
än

de
, R

VR
.

**
   

G
A 

= 
G

em
ei

nd
ea

nt
ei

l a
n 

de
r …

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

Eu
ro

 je
 E

in
w

oh
ne

r:i
n

G
ru

nd
-

st
eu

er
 B

G
A 

U
m

sa
tz

-
st

eu
er

**

So
ns

tig
e 

St
eu

er
n

Ko
m

m
un

al
e 

St
eu

er
ei

nn
ah

m
en

 (n
et

to
)

20
22

G
es

am
tä

nd
er

un
g

in
 %

-B
ez

ug
 E

ur
o/

Ew
. -

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

r k
om

m
un

al
en

 S
te

ue
re

in
na

hm
en

R
ea

ls
te

ue
rh

eb
es

ät
ze

G
ew

er
be

st
eu

er
G

ru
nd

st
eu

er
 B

20
22

G
A 

Ei
n-

ko
m

m
en

-
st

eu
er

**

G
ew

er
be

-
st

eu
er

 
(n

et
to

)

-
  2

00
  4

00
  6

00
  8

00
 1

 0
00

 1
 2

00
 1

 4
00

 1
 6

00
 1

 8
00

 2
 0

00

2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

St
eu

er
ei

nn
ah

m
en

 (n
et

to
)

43
,3 50

,7

48
,9

47
,6

45
,2

31
,3 29

,2

30
,7

35
,1

33
,6

16
,7 12

,3

12
,5 9,
9

11
,7

7,
4 7,
2

7,
2

6,
4

8,
4

0
20

40
60

80
10

0

 R
uh

rg
eb

ie
t

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

 o
st

dt
. F

lä
ch

en
lä

nd
er

An
te

ile
 in

 %

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

r k
om

m
un

al
en

 
St

eu
er

ei
nn

ah
m

en
 2

02
2 

in
 %

G
ew

er
be

st
eu

er
 (n

et
to

)
G

A 
Ei

nk
om

m
en

st
eu

er
G

ru
nd

st
eu

er
 B

G
A 

U
m

sa
tz

st
eu

er
So

ns
tig

es

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

21



Ta
be

lle
 4

: G
ew

er
be

st
eu

er
* 2

01
2 

bi
s 

20
22

D
as

 R
uh

rg
eb

ie
t i

m
 in

te
rr

eg
io

na
le

n 
Ve

rg
le

ic
h

 R
eg

io
n

H
eb

es
at

z
Än

de
ru

ng
20

17
-2

2
20

12
-2

2
20

17
-2

2
M

io
. E

ur
o

20
21

/2
2

in
 %

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
in

 %
 d

er
EZ

in
 %

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
Eu

ro
/E

w
.

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

in
 %

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 

 R
uh

rg
eb

ie
t

3 
16

3 
 2

1,
7 

 6
16

,4
 

-2
3,

2
 1

3,
0 

 4
97

 
 2

9,
4 

 1
33

,7
 

-4
2,

1
 4

77
,1

 
-2

3,
9

 5
,2

 
 5

,3
 

 1
,1

 
 1

08
,4

 
-4

2,
3

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t
5 

69
6 

 1
3,

3 
 9

58
,0

 
19

,3
 2

1,
2 

 4
36

 
 1

3,
5 

 2
39

,5
 

3,
8

 7
95

,0
 

26
,8

 3
,9

 
 4

,6
 

-1
,4

 2
05

,7
 

9,
5

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

5 
30

6 
 1

6,
1 

 7
57

,8
 

-5
,6

 1
6,

5 
 4

44
 

 1
5,

7 
 1

85
,3

 
-1

9,
7

 6
02

,1
 

-4
,0

 5
,8

 
 4

,8
 

0,
6

 1
54

,8
 

-1
7,

6
 N

or
dr

he
in

-W
es

tf.
 o

h.
 R

uh
r

11
 0

01
 

 1
4,

6 
 8

49
,7

 
5,

9
 1

8,
6 

 4
40

 
 1

4,
5 

 2
10

,2
 

-8
,9

 6
90

,7
 

10
,2

 4
,8

 
 4

,7
 

-0
,5

 1
78

,2
 

-5
,2

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n*

*
14

 1
64

 
 1

6,
1 

 7
83

,5
 

-2
,4

 1
7,

0 
 4

52
 

 1
7,

5 
 1

88
,5

 
-1

8,
3

 6
29

,9
 

0,
5

 4
,9

 
 4

,9
 

-0
,1

 1
58

,3
 

-1
5,

7
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n
14

 1
64

 
 1

6,
8 

 7
83

,5
 

-2
,4

 1
5,

5 
 4

52
 

 1
7,

5 
 1

88
,5

 
-1

8,
3

 6
27

,3
 

 0
,1

 
 5

,0
 

 4
,9

 
-0

,1
 1

58
,3

 
-1

5,
7

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

37
 8

41
 

 1
3,

6 
 8

02
,7

 
-  

 1
7,

2 
 3

84
 

-  
 2

30
,8

 
-  

 6
26

,9
 

-  
 6

,5
 

 5
,0

 
 0

,3
 

 1
87

,9
 

-  
 w

es
td

t. 
Fl

äc
he

nl
än

de
r

52
 0

05
 

 1
4,

5 
 7

97
,4

 
-0

,7
 1

6,
7 

 4
00

 
 4

,2
 

 2
19

,1
 

-5
,1

 6
27

,4
 

 0
,1

 
 6

,1
 

 5
,1

 
-0

,1
 1

79
,6

 
-4

,4
 o

st
dt

. F
lä

ch
en

lä
nd

er
5 

69
9 

 1
0,

1 
 4

52
,9

 
-4

3,
6

 1
1,

1 
 3

91
 

 1
,7

 
 1

27
,8

 
-4

4,
6

 3
74

,5
 

-4
0,

3
 4

,7
 

 5
,4

 
3,

3
 1

07
,7

 
-4

2,
7

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

57
 7

04
 

 1
4,

0 
 7

41
,7

 
-7

,6
 1

5,
9 

 3
99

 
 3

,9
 

 2
04

,3
 

-1
1,

5
 5

86
,2

 
-6

,5
 5

,9
 

 5
,2

 
0,

3
 1

67
,9

 
-1

0,
6

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

in
 %

 
-B

ez
ug

 E
ur

o/
Ew

. -

H
eb

es
at

z
G

ru
nd

be
tra

g
Au

fk
om

m
en

 (n
et

to
)*

*
ja

hr
es

d.
 Ä

nd
er

un
g

Au
fk

om
m

en
 (n

et
to

)*
*

G
ew

er
be

st
eu

er

G
ru

nd
be

tra
g

20
22

Ø
20

17
-2

02
2

Ø
20

17
-2

02
2

ak
tu

el
l

m
itt

el
fri

st
ig

e 
Pe

rs
pe

kt
iv

e

*
D

at
en

 a
us

 d
er

 F
in

an
zr

ec
hn

un
g 

(A
uf

ko
m

m
en

) u
nd

 d
em

 R
ea

ls
te

ue
rv

er
gl

ei
ch

 (G
ru

nd
be

tra
g

un
d 

H
eb

es
at

z)
.

**
   

 B
ei

 d
en

 S
te

ue
re

in
na

hm
en

 (n
et

to
) s

ow
ie

 b
ei

 d
er

 G
ew

er
be

st
eu

er
 w

ei
se

n 
di

e 
no

rd
rh

ei
n-

w
es

tfä
lis

ch
en

 L
an

ds
ch

af
ts

ve
rb

än
de

 u
nd

 K
re

is
e 

(K
re

is
ve

rw
al

tu
ng

en
) n

eg
at

iv
e 

St
eu

er
ei

nn
ah

m
en

 a
uf

. D
ie

s 
re

-
su

lti
er

t d
ar

au
s,

 d
as

s 
ne

be
n

de
r G

ew
er

be
st

eu
er

 (K
on

to
 7

34
1)

 a
uc

h 
di

e 
er

hö
ht

e 
G

ew
er

be
st

eu
er

um
la

ge
 z

ur
 F

in
an

zi
er

un
g 

de
r D

eu
ts

ch
en

 E
in

he
it 

(K
on

to
 7

34
2)

 m
it 

in
 A

bz
ug

 g
eb

ra
ch

t w
ird

 u
nd

 s
ei

t d
er

 
ge

än
de

rte
n 

Ab
re

ch
nu

ng
 d

er
 E

in
he

its
la

st
en

 in
 N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n 
nu

nm
eh

r a
uc

h 
di

e 
G

em
ei

nd
ev

er
bä

nd
e 

Be
itr

äg
e 

le
is

te
n 

un
d 

au
fd

ie
se

m
 K

on
to

 v
er

bu
ch

en
.

**
*  

O
hn

e
La

nd
sc

ha
fts

ve
rb

än
de

.

 0
 1

00
 2

00
 3

00
 4

00
 5

00
 6

00
 7

00
 8

00
 9

00
1 

00
0

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

G
ew

er
be

st
eu

er
-

Au
fk

om
m

en
 (n

et
to

)

 2
00

 2
50

 3
00

 3
50

 4
00

 4
50

 5
00

 5
50

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Hebesatz in %

G
ew

er
be

st
eu

er
-H

eb
es

at
z

M
in

de
st

he
be

sa
tz

 0 2
5

 5
0

 7
5

 1
00

 1
25

 1
50

 1
75

 2
00

 2
25

 2
50

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

G
ew

er
be

st
eu

er
-G

ru
nd

be
tr

ag

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

22



Ta
be

lle
 5

: G
ru

nd
st

eu
er

 B
* 2

01
2 

bi
s 

20
22

D
as

 R
uh

rg
eb

ie
t i

m
 in

te
rr

eg
io

na
le

n 
Ve

rg
le

ic
h

 R
eg

io
n

H
eb

es
at

z
Än

de
ru

ng
20

17
-2

2
20

12
-2

2
20

17
-2

2
M

io
. E

ur
o

20
21

/2
2

in
 %

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
in

 %
 d

er
EZ

in
 %

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
Eu

ro
/E

w
.

%
-D

iff
 z

u 
W

FL
 o

 N
W

in
 %

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 

 R
uh

rg
eb

ie
t

1 
22

1 
 1

,0
 

 2
38

,0
 

 4
2,

6 
 5

,0
 

 7
14

 
 6

5,
9 

 3
3,

3 
-1

4,
0

 2
30

,9
 

 4
4,

3 
 1

,3
 

 3
,3

 
 4

,2
 

 3
2,

8 
-1

3,
9

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t
1 

38
3 

 2
,2

 
 2

32
,6

 
 3

9,
4 

 5
,1

 
 5

61
 

 3
0,

4 
 4

1,
4 

6,
9

 2
23

,3
 

 3
9,

5 
 1

,4
 

 2
,0

 
 4

,0
 

 4
0,

8 
7,

1
 ü

br
. N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n
1 

35
3 

 3
,4

 
 1

93
,2

 
 1

5,
8 

 4
,2

 
 5

29
 

 2
2,

8 
 3

6,
6 

-5
,7

 1
85

,4
 

 1
5,

9 
 1

,3
 

 2
,8

 
 3

,1
 

 3
5,

8 
-6

,0
 N

or
dr

he
in

-W
es

tf.
 o

h.
 R

uh
r

2 
73

5 
 2

,8
 

 2
11

,3
 

 2
6,

6 
 4

,6
 

 5
45

 
 2

6,
5 

 3
8,

8 
0,

1
 2

02
,8

 
 2

6,
8 

 1
,4

 
 2

,4
 

 3
,6

 
 3

8,
1 

0,
0

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

3 
95

6 
 2

,3
 

 2
18

,9
 

 3
1,

2 
 4

,3
 

 5
88

 
 3

6,
5 

 3
7,

2 
-3

,9
 2

10
,8

 
 3

1,
7 

 1
,3

 
 2

,7
 

 3
,7

 
 3

6,
6 

-3
,9

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

7 
86

6 
 2

,3
 

 1
66

,9
 

-  
 3

,6
 

 4
30

 
-  

 3
8,

8 
-  

 1
60

,0
 

-  
 1

,4
 

 1
,8

 
 4

,6
 

 3
8,

1 
-  

 w
es

td
t. 

Fl
äc

he
nl

än
de

r
11

 8
26

 
 2

,3
 

 1
81

,3
 

 8
,7

 
 3

,8
 

 4
73

 
 9

,8
 

 3
8,

3 
-1

,1
 1

74
,2

 
 8

,9
 

 1
,4

 
 2

,2
 

 4
,2

 
 3

7,
7 

-1
,1

 o
st

dt
. F

lä
ch

en
lä

nd
er

1 
47

9 
 0

,8
 

 1
17

,6
 

-2
9,

5
 2

,9
 

 4
51

 
 4

,8
 

 2
6,

0 
-3

2,
8

 1
14

,7
 

-2
8,

3
 1

,0
 

 1
,6

 
 1

,9
 

 2
5,

7 
-3

2,
7

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

13
 3

05
 

 2
,1

 
 1

71
,0

 
2,

5
 3

,7
 

 4
70

 
 9

,3
 

 3
6,

4 
-6

,2
 1

64
,5

 
2,

8
 1

,3
 

 2
,2

 
 4

,0
 

 3
5,

7 
-6

,2

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

Au
fk

om
m

en
H

eb
es

at
z

G
ru

nd
be

tra
g

in
 %

 
-B

ez
ug

 E
ur

o/
Ew

. -

G
ru

nd
st

eu
er

 B
ak

tu
el

l
m

itt
el

fri
st

ig
e 

Pe
rs

pe
kt

iv
e

20
22

Au
fk

om
m

en
G

ru
nd

be
tra

g
Ø

20
17

-2
02

2
ja

hr
es

d.
 Ä

nd
er

un
g

Ø
20

17
-2

02
2

*
D

at
en

 a
us

 d
er

 F
in

an
zr

ec
hn

un
g 

(A
uf

ko
m

m
en

) u
nd

 d
em

 R
ea

ls
te

ue
rv

er
gl

ei
ch

 (G
ru

nd
be

tra
g

un
d 

H
eb

es
at

z)
.

 0 5
0

 1
00

 1
50

 2
00

 2
50

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

G
ru

nd
st

eu
er

 B
 A

uf
ko

m
m

en
 0

 1
00

 2
00

 3
00

 4
00

 5
00

 6
00

 7
00

 8
00

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Hebesatz in %

G
ru

nd
st

eu
er

 B
 H

eb
es

at
z

 0 5 1
0

 1
5

 2
0

 2
5

 3
0

 3
5

 4
0

 4
5

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

G
ru

nd
st

eu
er

 B
 G

ru
nd

be
tr

ag

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

23



Ta
be

lle
 6

: A
us

za
hl

un
ge

n 
fü

r s
oz

ia
le

 L
ei

st
un

ge
n 

20
12

 b
is

 2
02

2 
un

d 
ih

re
 Z

us
am

m
en

se
tz

un
g

D
as

 R
uh

rg
eb

ie
t i

m
 in

te
rr

eg
io

na
le

n 
Ve

rg
le

ic
h

 R
eg

io
n

SG
B 

II
SG

B 
IX

au
ße

rh
. v

. 
in

au
ße

rh
. v

. 
in

20
17

/2
2

20
12

/2
2

M
io

. E
ur

o
20

21
/2

2
in

 %
20

21
/2

2
M

io
. 

Eu
ro

/E
w

.
%

-D
iff

 z
u 

W
FL

 o
 N

W
 R

uh
rg

eb
ie

t
4 

83
3 

 5
,0

 
 2

31
 

 9
41

,9
 

 1
5,

5 
 1

4,
9 

 5
0,

1 
 3

29
,5

 
 1

70
,5

 
 5

0,
3 

 9
,8

 
 9

6,
5 

 1
52

,6
 

 2
0,

4 
 4

7,
8 

 6
4,

6 
 3

57
,6

 
 M

itt
el

rh
ei

ng
eb

ie
t

5 
06

7 
 2

,1
 

 1
06

 
 8

52
,3

 
 4

,5
 

 1
4,

9 
 5

0,
2 

 2
46

,6
 

 1
83

,8
 

 4
7,

3 
 1

8,
1 

 1
01

,4
 

 1
43

,8
 

 1
7,

3 
 5

4,
5 

 3
9,

5 
 3

08
,0

 
 ü

br
. N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n
4 

22
9 

 3
,4

 
 1

38
 

 6
04

,1
 

-2
6,

0
 9

,2
 

 5
2,

1 
 1

34
,8

 
 1

31
,2

 
 3

6,
9 

 9
,1

 
 8

7,
0 

 1
08

,8
 

 1
6,

5 
 4

8,
4 

 3
1,

3 
 3

09
,8

 
 N

or
dr

he
in

-W
es

tf.
 o

h.
 R

uh
r

9 
29

6 
 2

,7
 

 2
43

 
 7

18
,1

 
-1

2,
0

 1
2,

3 
 5

1,
3 

 1
86

,2
 

 1
55

,4
 

 4
1,

7 
 1

3,
2 

 9
3,

6 
 1

24
,9

 
 1

6,
9 

 5
1,

2 
 3

5,
0 

 3
09

,0
 

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n*

14
 1

29
 

 3
,5

 
 4

74
 

 7
81

,6
 

-4
,2

 1
3,

1 
 5

0,
7 

 2
26

,8
 

 1
59

,6
 

 4
4,

1 
 1

2,
2 

 9
4,

5 
 1

32
,7

 
 1

7,
9 

 5
0,

2 
 4

3,
4 

 3
22

,8
 

 L
an

ds
ch

af
ts

ve
rb

än
de

5 
83

5 
 9

,7
 

 5
14

 
 3

22
,8

 
-

 1
1,

1 
- 

-  
 3

6,
5 

 7
9,

9 
 1

91
,9

 
-

3,
0

-  
 0

,1
 

 1
1,

3 
-  

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

19
 9

64
 

 5
,2

 
 9

88
 

1 
10

4,
3 

 3
5,

4 
 1

2,
5 

 4
4,

6 
 2

26
,8

 
 1

96
,2

 
 1

24
,0

 
 2

04
,2

 
 9

4,
5 

 1
35

,8
 

 1
7,

9 
 5

0,
3 

 5
4,

8 
-  

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

38
 4

56
 

 5
,2

 
1 

88
4 

 8
15

,8
 

-
 1

1,
9 

 4
7,

2 
 1

29
,3

 
 1

25
,0

 
 7

5,
0 

 2
52

,0
 

 5
8,

9 
 9

1,
0 

 7
,2

 
 4

9,
9 

 2
7,

4 
-  

 w
es

td
t. 

Fl
äc

he
nl

än
de

r
58

 4
23

 
 5

,1
 

2 
85

2 
 8

95
,8

 
 9

,8
 

 1
1,

9 
 4

8,
4 

 1
58

,6
 

 1
44

,8
 

 8
8,

6 
 2

38
,8

 
 6

8,
8 

 1
03

,4
 

 8
,1

 
 5

0,
0 

 3
4,

9 
-  

 o
st

dt
. F

lä
ch

en
lä

nd
er

9 
24

9 
 7

,5
 

 6
48

 
 7

35
,1

 
-9

,9
 1

3,
7 

 4
2,

3 
 1

49
,2

 
 8

5,
7 

 2
6,

9 
 1

91
,2

 
 6

5,
8 

 1
22

,1
 

 1
0,

1 
 5

6,
2 

 2
7,

8 
-  

 F
lä

ch
en

lä
nd

er
 in

sg
es

am
t

67
 6

72
 

 5
,5

 
3 

50
0 

 8
69

,8
 

6,
6

 1
2,

2 
 4

7,
7 

 1
57

,1
 

 1
35

,2
 

 7
8,

6 
 2

31
,1

 
 6

8,
3 

 1
06

,4
 

 8
,4

 
 5

1,
0 

 3
3,

7 
-  

*N
R

W
 o

hn
e 

La
nd

sc
ha

fts
ve

rb
än

de
, R

VR
.

 Q
ue

lle
: A

ng
ab

en
 v

on
 IT

.N
R

W
 u

nd
 D

ES
TA

TI
S 

so
w

ie
 e

ig
en

e 
Be

re
ch

nu
ng

en
.

Au
sz

ah
lu

ng
en

 fü
r s

oz
ia

le
 L

ei
st

un
ge

n
20

22
G

es
am

tä
nd

er
un

g
Ko

st
en

 
de

r 
U

nt
er

ku
nf

t

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

r S
oz

ia
la

us
ga

be
n 

(T
ra

ns
fe

rz
ah

lu
ng

en
) 2

02
2

Eu
ro

 je
 E

in
w

oh
ne

r:i
n

SG
B 

XI
I

Ei
nr

ic
ht

un
ge

n
-S

oz
ia

lh
ilf

e 
-

Ei
ng

lie
-

de
ru

ng
s-

hi
lfe

in
 %

-B
ez

ug
 E

ur
o/

Ew
.

na
ch

ric
ht

l. 
Za

hl
un

g 
üb

er
LV

**

SG
B 

VI
II

Ei
nr

ic
ht

un
ge

n
-J

ug
en

dh
ilf

e 
-

Bi
ld

un
gs

- 
un

d 
Te

ilh
ab

e-
ge

se
tz

As
yl

-
be

w
er

be
r-

le
is

tu
ng

s-
ge

se
tz

so
ns

tig
e 

so
zi

al
e 

Le
is

tu
n-

ge
n

 0
 1

00
 2

00
 3

00
 4

00
 5

00
 6

00
 7

00
 8

00
 9

00
1 

00
0

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

Euro je Einwohner:in

R
uh

rg
eb

ie
t

M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

üb
ri.

 N
or

dr
he

in
-

W
es

tfa
le

n

w
es

td
t. 

FL
 o

h.
N

R
W

os
td

t.
Fl

äc
he

nl
än

de
r

Au
sz

ah
lu

ng
en

 fü
r s

oz
ia

le
 L

ei
st

un
ge

n

N
R

W
-R

eg
io

ne
n

oh
ne

 
La

nd
sc

ha
fts

ve
rb

än
de

25
,4

21
,3

14
,8

0,
0

20
,5

15
,9 20

,3

13
,1

15
,8

14
,4

11
,3

17
,8

15
,3 11

,7

3,
9

4,
1

4,
0

24
,7

11
,2

9,
2

3,
7

59
,5

18
,5

30
,9

26
,0

27
,5

26
,5

33
,9

0,
0

0,
0

7,
4

8,
7

9,
5

0,
0

8,
6 7,

2

9,
0

11
,7

12
,4

11
,9

0,
9

12
,3 11
,1

16
,6

3,
7 4,
7

5,
3 0,

0

4,
6 6,
1

7,
6

0
20

40
60

80
10

0

 R
uh

rg
eb

ie
t

 M
itt

el
rh

ei
ng

eb
ie

t

 ü
br

. N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

 L
an

ds
ch

af
ts

ve
rb

än
de

 N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

 w
es

td
t. 

FL
 o

h.
 N

R
W

 o
st

dt
. F

lä
ch

en
lä

nd
er

An
te

ile
 in

 %

Zu
sa

m
m

en
se

tz
un

g 
de

r S
oz

ia
la

us
ga

be
n 

(T
ra

ns
fe

rz
ah

lu
ng

en
) 2

02
2 

in
 %

SG
B 

II
SG

B 
XI

I a
vE

SG
B 

XI
I i

E
SG

B 
IX

üb
er

 L
V

SG
B 

VI
II 

av
E

SG
B 

VI
II 

iE
Bu

T
As

yl
So

ns
tig

e

-N
R

W
-R

eg
io

ne
n 

ei
ns

ch
l. 

m
itt

el
ba

re
 A

us
ga

be
n 

üb
er

 L
an

ds
ch

af
ts

ve
rb

än
de

**
 -

**
  D

ie
no

rd
rh

ei
n-

w
es

tfä
lis

ch
en

 L
an

ds
ch

af
ts

ve
rb

än
de

 n
eh

m
en

 d
ie

 A
uf

ga
be

 d
es

 ü
be

rö
rtl

ic
he

n 
So

zi
al

hi
lfe

trä
ge

rs
 w

ah
r. 

D
af

ür
 e

rh
al

te
n 

si
e 

vo
n 

de
n 

kr
ei

sf
re

ie
n 

St
äd

te
n 

un
d 

Kr
ei

se
n 

ei
ne

 fi
na

nz
kr

af
ta

bh
än

gi
ge

U
m

la
ge

. D
ie

 S
oz

ia
la

us
ga

be
n 

de
r L

an
ds

ch
af

ts
ve

rb
än

de
 w

ur
de

n 
hi

er
 a

nh
an

d 
de

r F
in

an
zk

ra
ft 

au
f d

ie
 S

tä
dt

e 
un

d 
Kr

ei
se

 u
m

ge
le

gt
, s

o 
da

ss
 a

uc
h 

ih
re

 m
itt

el
ba

re
 S

oz
ia

la
us

ga
be

nb
el

as
tu

ng
 s

ic
ht

ba
r w

ird
.

H
au

pt
au

fg
ab

en
fe

ld
er

 d
er

 L
an

ds
ha

fts
ve

rb
än

de
 s

in
d 

di
e 

Ei
ng

lie
de

ru
ng

sh
ilf

e 
fü

r b
eh

in
de

rte
 M

en
sc

he
n 

(S
G

B 
IX

) u
nd

 d
ie

 S
oz

ia
lh

ilf
e 

(S
G

B 
XI

I).

FO
R

A 
- F

or
sc

hu
ng

sg
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 R
au

m
fin

an
zp

ol
iti

k 
m

bH

24


	KFB-Ruhr-2023-KB-txt-2024-final.pdf
	_T01-06.pdf
	_T01.pdf
	_T02.pdf
	_T03.pdf
	_T04.pdf
	_T05.pdf
	_T06.pdf




